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Griegsankeihe. 


Die Aufforderung zur Zeichnung der 
neunte Kriegsanleihe fällt in eine ſchwere 
Zeit. Faſt jede der vorhergehenden Anleihen 
iſt in Tagen aufgelegt worden, in denen mehr 
oder weniger große Waffenerfolge zu Lande 
oder zu Waſſer die Hoffnung auf weitere 
Siege rechtfertigte. Dieſe Siegesmeldungen 
waren dem deutſchen Volk allmählich ſo zur 
Gewohnheit geworden, daß, ſelbſt. die 
höchſten Waffentaten unſerer Truppen kaum 
für mehr als einen Tag das Tagesgeſpräch 
bildeten und daß der erſte Fehlſchlag ſeit 
vielen Jahren für eine wenn auch bloß kurze 


Zeit eine Stimmung in Deutſchland wachrief, 


die in einem merkwürdigen Gegenſatz zur un- 
entwegten Kriegsſtimmung Frankreichs ſtand. 
Frankreich, für das doch der Krieg bisher faſt 
nichts als militäriſche Mißerfolge gebracht 
hat. Daß trotzdem unbeirrt um ſolche Schwan— 
kungen in der Volksſtimmung die Reichs- 
finanzverwaltung wieder zum regelmäßigen 
Termin eine neue Kriegsanleihe auflegt, be- 
weiſt, daß ſie den militäriſchen Ereigniſſen der 
letzten Wochen keine für die Kriegführung 
irgendwie entſcheidende Bedeutung beimißt. 
Dafür iſt vor allen Dingen die Tatſache der 
beſte Beweis, daß an der Methode der 
Kriegsfinanzierung auch diesmal nichts ge- 
ändert wird. Denn eine irgendwie weſent⸗ 
liche Aenderung kann man ja in dem 
nebenſächlichen Umſtand nicht erblicken, daß 
die — wieder neben der 5wigen Anleihe auf. 
gelegten 4veigen auslosbaren Schatzſcheine 
nicht mehr wie früher in Abſchnitten von 
mindeſtens 1000 K, ſöndern auch in kleineren 
Stücken ausgegeben werden. Weder bietet man 
diesmal den Staatsgläubigern und ſolchen, die 
es werden ſollen, beſſere Bedingungen als 
früher, noch geht man von der Methode der 
Deckung der Kriegsausgaben durch Emittie⸗ 
rung fundierter Anleihen ab. Frankreich, 
aber auch England, haben ſeit langem keine 
große Kriegsanleihe mehr herausgebracht. 


Beide laſſen vor der Hand die ſchwebenden 
Schulden mächtig anſchwellen. Es hätte nahe 
gelegen, daß Deutſchland augenblicklich zu 
ähnlichen Mitteln griff. 

Wenn die deutſche Reichsverwaltung 
das verſchmäht hat, ſo beweiſt ſie damit auch, 
daß Reichsamt und Reichsſchatzamt diesmal 
wieder mit einem ſicheren Erfolge rechnen. 
Tiefer Erfolg wird ja bis zu einem gewiſſen 
Grade, genau wie bei den früheren An- 
leihen, durch die wirtſchaftlichen Verhält- 
niſſe verbürgt, die der Krieg geſchaffen 
hat. Die Kriegsgewinnler ſind nach wie vor 
erheblich und dementſprechend auch die großen 
Reſerven, die die Aktiengeſellſchaften teils für 
ihren Betrieb, teils für die zukünftigen 
Steuern auf den Kriegsgewinn aufſammeln 
können. Die Geldflüſſigkeit bei den Banken 
iſt nicht geringer als ſie früher war. Die Be⸗ 
träge bei den Sparkaſſen find weiter ange- 
ſchwollen und das Verſicherungsgewerbe kann 
ebenfalls mit ſehr erheblichen Geldanſamm— 
lungen rechnen. Für alle diefe — zuſammen⸗ 
gerechnet in die Milliarden gehenden — 
Summen gibt es kaum eine andere Anlage 
als die Kriegsanleihe. 

(Zweifelhaft könnte allenfalls der Gr- 


trag ſein, den diesmal die Zeichnungen 
des Publikums und der Privatunter- 
nehmer aufbringen. Dabei muß zweifel- 


los in Rechnung geſtellt werden, daß die 
pſychologiſchen Vorausſetzungen, unter denen 
dieſe Kreiſe diesmal zur Zeichnung ſchreiten, 
weſentlich anders ſind als bei den letzten 
Zeichnungen. Man hatte früher doch viel⸗ 
fach vergeſſen, welch furchtbarer Ernſt im 
Kriege liegt. Gewiß haben diejenigen, die in 
der Heimat Betrieb und Geſchäft aufrecht⸗ 
erhielten, immer Veranlaſſung gehabt, daran 
zu denken, daß Millionen von Menſchen drau⸗ 
ßen an der Front kämpfen. Die ſteigende Zahl 
der Verordnungen hat in jedermanns Ge- 
dächtnis immer wieder die Idee hineinge⸗ 


zwungen, daß man im Kriege lebe. Aber 
allmählich hatte doch eine gewiſſe Leichtfertig⸗ 
keit die Oberhand gewonnen. Die Idee des 
Riſikos des Vaterlandes und damit ſeiner 
Bürger war immer mehr verloren gegangen. 
Dem Zeichner der Kriegsanleihe war der Be 
griff des Opfers über der ſicheren Ausſicht 
auf hohe Verzinſung ſeines Geldes abhanden 
gekommen. Diesmal wird naturgemäß, die 
Zahl derjenigen viel größer ſein, die ſich 
die Frage vorlegen, ob das Geld, das ſie 
dem Vaterlande vorſtvecken, unter allen Um⸗ 
ſtänden geſichert iſt. 

Wenn man unter Sicherheit der Anlage 
die Sicherung dagegen verſteht, daß das Reich 
die Verpflichtungen, die es durch die Aus⸗ 
gabe von Schuldſcheinen unbedingt und 
prompt erfüllen wird, ſo kann man den Zag⸗ 
haften die Frage nach der Sicherheit ohne 
weiteres bejahen. Es iſt ausgeſchloſſen, daß 
das Deutſche Reich jemals daran denken 
könnte, mit der Idee eines Staatsbankerotts 
auch nur zu ſpielen. Es iſt das ſchon des⸗ 
halb ausgeſchloſſen, weil die Notwendigkeit 
dazu nach menſchlichen Ermeſſen niemals ge⸗ 
geben ſein wird. Wir wiſſen, daß die Steuer⸗ 
laſt, die nachher aufgebracht werden muß, 
rieſengroß ift. In meinen Aufſätzen über die 
deutſche Finanzreform, die ich fortlaufend ge- 
rade augenblicklich im Plutus veröffentliche, 

habe ich über die Höhe der in Betracht kom⸗ 
menden Laſten keinen Zweifel gelaſſen, ſelbſt 
unter der Vorausſetzung, daß der Krieg bis 
zum Ende des Jahres aufgehört haben wird. 
Darauf iſt ja nun jetzt kaum ſichere 
Ausſicht. Man wird alſo mit einer 
nicht unbeträchtlichen Vermehrung der 
Koſten⸗ und Schuldenlaſt zu rechnen haben. 
Es iſt ſicher, daß eine ſo große Summe 
nicht mit den bisherigen Steuermethoden er- 
zielt werden kann. Wir werden eine Umfor⸗ 
mung unſeres Steuerſyſtems von Grund auf 
herbeiführen müſſen, die notwendigerweiſe 
tief in das Wirtſchaftsleben eingreifen und es 
weſentlich umgeſtalten wird. Aber die Steuer⸗ 
kraft des Deutſchen Reichs wird trotzdem auf 
alle Fälle, wie auch immer der Frieden nach 
her ausſieht, die Tragung der Laſten er- 
möglichen. 

Wie aber dieſer Frieden einmal ausſehen 
wird, das iſt natürlich von höchſter Bedeutung 
dafür, wieviel Anteil an den Laſten der einzelne 
zu tragen hat. Wird der Friede ſchlecht, dann 
wird die Laſt entſprechend größer. Und was 
der Aengſtliche heute dem Reiche vorenthalten 
wollte, weil er an der Sicherheit der Anleihe 
zweifelt, das muß er ſpäter auf dem Wege 
der Beſteuerung, wie auch immer er es jetzt 
angelegt hat, doch hingeben. Je mehr Opfer⸗ 
willigkeit des Volkes und je mehr Fähigkeit 
zur Aufbringung immer neuer Kriegsanleihen 
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der Ausfall der jetzigen Anleihezeichnung aber 
nach außen hin dokumentiert, deſto eher wird 
die Ausſicht eröffnet, einen möglichſt guten 
Frieden zu gewinnen. Es wäre das fal- 
ſcheſte, jetzt mit den Zeichnungsſummen zu 
kargen. Denn die Kriegszielpolitik des Feindes. 
iſt auf den inneren Zuſammenbruch des 
deutſchen Volkes geſtellt. Ein Symptom 
eines ſolchen inneren Zuſammenbruchs wäre 
das Verſagen der Zeichner gerade bei der 
jetzigen Kriegsanleihe. 

Die Zaghaften mögen ſich ſagen laſſen, 
daß in den feindlichen Ländern das 
Bedürfnis nach Frieden heute mindeſtens⸗ 
ebenſo groß iſt wie in Deutſchland. In 
allen Staaten wächſt die Schuldenlaſt ins 
Ungemeſſene und überall bangt den Macht⸗ 
habern vor den Zuſtänden, die entſtehen 
werden, wenn einmal nach dem Frieden 
die Rechnung ihren Steuerzahlern wird prä- 
ſentiert werden müſſen. In England, das 
von all unſeren Gegnern feine Kriegsfinanzen 
bei weitem am ſolideſten geführt hat, iſt 
heute bereits der Steuerdruck ganz außer⸗ 
ordentlich hoch. Aber dieſe hohen Steuern 
werden jetzt in der Zeit aufgepeitſchter Kriegs⸗ 
leidenſchaften erhoben. Großbritannien hat 
nicht bloß aus dem Bedürfnis nach Solidität 
einen großen Teil ſeines Kriegsbudgets durch 
Steuern ſtatt durch Anleihen gedeckt, ſon⸗ 
dern weſentlich auch deshalb, weil es auf dem 
Wege der Freiwilligkeit finanzielle Kriegs- 
beihilfe ſeiner Bevölkerung in der nötigen Höhe 
nicht bekommen würde. Das engliſche Volk 
zahlt vorläufig unter dem Zwang die Kriegs- 
ſteuern, aber in der unklaren Hoffnung, daß 
der kommende Frieden ihm eine Erleichte⸗ 
rung ſchaffen wird. Es wird gerade in Eng⸗ 
land eine ſchwere Enttäuſchung geben, ſobald 
ſich herausſtellt, daß die dauernden Laſten 
für die kommende Friedenszeit über alles 
Erwarten hoch fein werden. Die engliſche Re- 
gierung kaun ebenſo wenig wie die Regie- 
rungen der ihr verbündeten Staaten auf 
endloſe Zeit noch eine Steigerung der Schul- 


den und damit der dauernden Friedenslaſten 


herbeiführen. Aber in einem ſind uns unſere 
Gegner leider über: In der Diſziplinierung 
ihrer Nerven. Sie wiſſen, wie hoch der 
Preis iſt, der auf dem Spiel ſteht, und was 
davon abhängt, derjenige zu ſein, der auch 
nur um einen Tag länger aushält als der 
Gegner. Wenn die Millionen, die draußen 
täglich ihr Leben wagen, das Bedürfnis 
haben, den Krieg beendet zu ſehen — bei 
uns genau ſo wie in allen anderen kriegfüh⸗ 
renden Ländern —, ſo iſt das ihr gutes 
Recht. Aber went fie trotz dieſes heißen 
Wunſches in der Erfüllung ihrer Pflichten 
nicht verzagen, einer Pflicht, die dauernd mit 
dem Einſatz des Lebens abgegolten wird, ſo 
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müßte es ungeheuerlich erſcheinen, wenn die— 
jenigen, die ſicher unter dem Schutze der 
Front in der Heimat ihren Geſchäften nach⸗ 
gehen, auch nur einen Augenblick darin 
ſchwankend werden könnten, ihre Pflicht 
gegenüber dem Vaterlande zu tun. Eine 
Pflicht, die nicht ans Leben geht, ſondern im 
Gegenteil hohe Zinſen bringt. Es wäre aber 
unter den vorhin behandelten Geſichtspunkten 
auch ſehr töricht. Denn was bei einem ſchlech⸗ 
ten Frieden von jedem einzelnen von uns 
an Steuern geleiſtet werden muß, wird un 
endlich viel höher ſein als das, was jemals 
vom Anleihezeichner an Leiſtungen verlangt 
werden kann. 

Wie der Friede ausſehen wird, wenn 
unſere Feinde ihn diktieren können, darüber 
brauche ich hier nichts Ausführliches zu 
ſagen. Denn wer auch nur einen Blick in 
die Zeitungen der letzten Wochen geworfen 
hat, hat aus den Antworten auf die neueſte 
öſterreichiſche Friedensanregung geſehen, was 
der Feind fordert. Es war ja eine zeitlang in 
Deutſchland ziemlich allgemein die Auffaſſung 
verbreitet, daß England unter der Bedingung 
jederzeit ſicher Frieden ſchließen würde, daß ihm 
feine Eroberungen während des Krieges ver- 
bleiben, während die Mittelmächte in vollem 
Umfange den Status quo ante wiederherſtellen. 
Insbeſondere hat man bis vor kurzem nicht 
daran gezweifelt, daß die deutſchen Kolonien 
anſtandslos zurückgegeben werden würden. 
Es war daher wohl für manchen eine ſehr 
unliebſame Ueberraſchung zu erfahren, daß 
die deutſchen Kolonien einen weſentlichen 
Teil des engliſchen Kriegszieles bilden. Daß 
unſere Kolonien nicht bloß nach der Quadrat 
kilometerzahl zu bemeſſen ſind, daß es ſich 
bei ihrem Verluſt nicht bloß um den Ber- 
luſt von Territorien handelt, ift klar. Vor 
allem aber iſt durch diefe neue und klare For⸗ 
mulierung des engliſchen Kriegszieles deutlich 
bekundet, daß die wirtſchaftliche Niederrin⸗ 
gung Deutſchlands dem großbritanniſchen Ri⸗ 
valen die Hauptſache ift. Genau fo wie Eng 
land früher Holland niederrang, ſoll jetzt 
Deutſchland wirtſchaftlich abgetötet werden. 
Aber wenn England das gelingen ſoll, ſo wird 
zwiſchen dem künftigen Deutſchland und Hol- 
land doch noch ein weſentlicher Unterſchied 
beſtehen: Holland hat auch noch aus ſeinem 
Zuſammenbruch wertvolle Kolonien gerettet. 
Vor allem iſt Holland aus der Reihe der 
Weltſtaaten erſt zu einer Zeit ausgeſchaltet 


worden, als es aus ſeinen Kolonien enorme 
Vermögen herausgezogen hatte. Deutſchland 
trifft der Verluſt der Kolonien aber gerade in 
dem Augenblick, in dem es daran gehen 
wollte, die Früchte jahrelanger Vorarbeiten zu 
ernten. Deutſchland beſaß ſeine Kolonien nicht, 
um für einige Kapitaliſten, wie das in frühe 
ren Kolonialperioden möglich war, Schätze 
zum europäiſchen Kontinent herüberzuholen, 
ſondern ſie ſollten ſeine Unterſtützung bei 
der dauernden induſtriellen Tagesarbeit der 
Zukunft werden. Sie waren ſeine einzigen 
direkt erreichbaren Quellen für wichtige Roh⸗ 
ſtoffe. Sie waren ſeine Stützpunkte für die 
Ausdehnung und ſichere Abwicklung ſeines 
Handels nach Ueberſee. Gerade das alles 
ſoll der deutſchen Wirtſchaft abgeſchnitten 
werden. Und der Friede, den England 
Deutſchland aufzwingen will, wird deshalb 
ein Friede der Berarmuhg fein. Ob es unter 
ſolchen Umſtänden überhaupt Deutſchland je 
mals wieder gelingen könnte, für den Welt 
markt eine induſtrielle Bedeutung zu gewinnen, 
ſteht dahin. Und deshalb, da es jetzt um unfere 
nackte Exiſtenz geht, bleibt Deutſchland nichts 
anderes übrig, als den Kampf ſolange weiter 
zuführen, bis die Folgen des Kampfes, die der 
Gegner am eigenen Leibe verſpürt, auch ihm 
unerträglich werden. 


Dieſer Kampf kann nicht fortgeſetzt wer⸗ 
den, wenn nicht die geſamte Bevölkerung ſich 
des Ernſtes der Lage bewußt wird. Es darf 
bei denen, die den Kampf mit der Waffe 
führen, unter keinen Umſtänden der Eindruck 
erweckt werden, daß diejenigen, die in der 
Heimat Geld machen, nicht bereit ſind, welche 
Ausſichten damit ſich ihnen auch eröffnen 
mögen, alle verfügbaren Kapitalien dem 
Vaterland zur Verfügung zu ſtellen. Es darf 
nicht durch Läſſigkeit bei der Anleihezeichnung 
der Eindruck entſtehen, daß die Vermögenden 
und die Reichen abſeits ſtehen. Und deshalb 
erwächſt bei der Zeichnung der 9. Kriegs⸗ 
anleihe für jeden, der über kleine Erſparniſſe 
oder über Vermögen größeren Umfanges ver⸗ 
fügt, unter den augenblicklichen Verhältniſſen 
die ernſte Pflicht, möglichſt noch mehr zu zeich 
nen, als ſeine Zeichnungen für die achte 
Kriegsanleihe betrugen. Der Trotz und die 
Erkenntnis des bitteren Ernſtes der Stunde 
muß diesmal bei den Zeichnungen dieſelbe 
Rolle ſpielen wie früher die Hoffnung auf 
den ſchnellen Sieg. R 
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Wucher⸗Hnſilagen. 


Von Rechtsanwalt Brugſch⸗Berlin. 


Seit dem Erlaß der Kriegswuchergeſetze iſt eine 
geraume Zeit verſtrichen. Die Handhabung der Yu- 
dikatur bet den obergevrdneten Inſtanzen hat in der 
Zwiſchenzeit immerhin inſoweit eine Klärung er⸗ 
fahren, als beſtimmte Richtlinien wenigſtens einiger⸗ 
maßen feſtſtehen, an welche ſich der Kaufmann hal⸗ 
ten kann. Ob dieſe Richtlinien zutreffend ſind oder 
nicht, halte ich für wenig ausſchlaggebend. Der Kauf⸗ 
mann wird ſich auch mit ſchlechtem Necht und 
ſchlechter Rechtſprechung abfinden, wenn fie nur klar 
iſt und wenn fie nur konſtant bleibt. Werden ihm 
Handelsgebiete ganz oder zum Teil verſchloſſen, fo 
wird er anderwärts Betätigung ſuchen und finden. 
Wie indes heute der Kaufmannsſtand behördlicher 
ſeits beſchwert und belaſtet wird und wie der ruhig 
Handel treibende Kaufmann — ich ſpreche nicht von 
dem Kriegsſchieber — mit Anklagen belaftet und 
beinahe erdrückt wird, darüber ließen ſich Bände 
Schreiben. Dem breiteren Publikum werden ſolche Fälle 
naturgemäß nicht oder nur in dürftigem Umfange bes 
kannt, denn auch der Freigeſprochene ſcheut die Oeffent⸗ 
lichkeit. — Semper aliquid haeret! Es wird daher nicht 
ohne Intereſſe ſein, wenn ich aus meiner Praxis, 
die doch nur einen winzigen Ausſchnitt des großen 
Gebietes darſtellt, einmal einen Fall herausgreife 
und in das hellere Licht der Heffentlichkeit rücke. 

Ich ſtelle ohne Kritik zunächſt lediglich einmal 
Tatſachen zuſammen: Der betr. Kaufmann nennen 
wir ihn Meyer — handelt ſeit langen Jahren vor 
Beginn des Krieges in Lebensmitteln, auch in der 
erſten Zeit des Krieges — d. h. in den Jahren 191, 
1915, 1916 — noch ziemlich unbehelligt, und zwar als 
Großhändler in Mehl und ähnlichen Erzeugniſſen. 
Ende 1916 ſetzen die polizeilichen Vorladungen und 
die Anzeigen ein. Im Februar 1917 erfolgt die 
erſte Anklage wegen Vergehens gegen die Bundes⸗ 
ratsverordnung. Grund: Müller hat Maismehl aus⸗ 
wärts in einem kleinen Poſten von zehn Sack be⸗ 
ſonders billig erſtanden und nach ſeiner Angabe 
weit unter dem damaligen Marktpreis, jedenfalls 
aber ganz beſonders billig verkauft. 

Freiſpruch in erſter Inſtanz, Verurteilung in 
zweiter Inſtanz zu einer Geldſtrafe. Grund: Das 
Gericht billigt einen „angemeſſenen Gewinn“ von 
höchſtens 5% der Geſtehungskoſten zu, hält den un⸗ 
gewöhnlich niedrigen Verkaufspreis für nebenſäch⸗ 
lich, eine Marktlage im eigentlichen Sinne nicht für 
vorhanden, unterſtellt zugunſten des Angeklagten 
dennoch eine Marktlage, gewährt dem Angeklagten 
deshalb 1½ % beſonderen Zuſchlag, rechnet auf Hel- 
ler und Pfennig 10¼% Gewinn heraus, demnach 
einen „übermäßigen“ Gewinn von ca. 130 % (bei 
einem Großhändler) auf ſechs Sack Mehl. Die Reije 
des Angeklagten zwecks Ankauf des Mehles wird 
als überflüſſig betrachtet und nicht in die Geſtehungs⸗ 
koſten eingerechnet. Auf eingelegte Reviſion hebt 
das Kammergericht das Urteil auf. Es ift der An- 
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ſicht, daß Uebermäßigkeit des Gewinns nach dem 
Sinne der Vorſchrift nicht durchweg prozentual zu 
berechnen ſei, vielmehr müſſe unter Berückſichtigung 
der geſamten Verhältniſſe vom Standpunkte eines 
anſtändig denkenden Kaufmanns betrachtet werden, 
wie weit die Grenzen der Mähigleit überfchritten 
und daher der Kaufmann zu mißbilligen ſei. 

Daraufhin neue Verhandlung und Freiſpruch 
vor der Strafkammer. Refultat: Verteidigung in 
vier Inſtanzen, von deren Koſten der Angeklagte und 
glücklich Freigeſprochene nichts erſetzt erhält, Zeit⸗ 
verluſte über Zeitverluſte, Aufregung, Aerger; alles 
wegen 130 % „übermäßigen Gewinns“ auf ſechs 
Sack Mehl. K 

Kurz darauf die zweite Anklage wegen Preig- 
wuchers, Kettenhandels und unerlaubten Handels 
überhaupt. Dieſes Mal ſind es 50 Ztr. Backobſt. 
Preiswucher und Kettenhandel ließen ſich nicht auf⸗ 
recht erhalten. Die Anklage fällt. Betreffs des un⸗ 
erlaubten Handels beanſprucht der Sachverhalt wei⸗ 
teres Intereſſe. Als nämlich ſeinerzeit das Handeln 
durch Verordnung vom Juni 1916 von Erteilung 
der behördlichen Erlaubnis abhängig gemacht wurde 
und die Flut von Anträgen einlief, war es der Be⸗ 
hörde nicht möglich, diefe Nieſenwelle rechtzeitig zu 
bewältigen. Den betreffenden Antragſtellern, die das 
Präſidium ſtürmten, wurde daher meiſt erklärt, ſie 
ſollten zunächſt ruhig im bisherigen Umfange weiter 
handeln, bis die Erlaubnis abgelehnt oder bewilligt 
ſei. Im beſonderen Falle Müller war der Antrag 
verlegt worden, trotzdem er rechtzeitig im Auguſt 
1916 eingereicht war, und ſo erging erſt im Februar 
1917 eine Entſcheidung. Genau genommen hätte nun 
der Angeklagte vom September 1916 bis Februar 
1917 überhaupt nicht handeln dürfen. Er hat jedoch 
auf Grund der ihm erteilten Auskunft, die ein Mit⸗ 
glied der amtlichen Prüfungsſtelle ihm wiederholte, 
gehandelt. Daraufhin wiederum Anklage und Frei⸗ 
ſprechung, da mindeſtens der gute Glaube nicht zu 
beſeitigen war. 

Refultat: Koſten der Verteidigung, Zeitver⸗ 
luſte für mehrere Termine, verbotene Aufregung 
während einer Kiſſinger Kur uſw. Oktober 1917 Straf⸗ 
befehl von 50 , weil der Angeklagte, „ohne die er⸗ 
forderliche Erlaubnis“ Handel getrieben hat, indem 
er Seemuſchelfleiſch im Jahre 1917 kaufte, obwohl er 
nur für Mehl uſw. Erlaubnis beſaß. Alſo genau 
derſelbe Sachverhalt wie aus der früheren Anklage, 
in der Freiſpruch erfolgt war. Daraufhin auch Frei⸗ 
ſpruch in erſter Inſtanz aus dem gleichen Grunde. 

Die Staatsanwaltſchaft legt Berufung ein und 
zwar wegen Preiswuchers und Kettenhandels, obwohl 
beide Straftaten in erſter Inſtanz gar nicht zur Ver⸗ 
handlung ſtanden. Die Strafkammer nimmt trotzdem 
an, daß eine Anklage auch inſoweit vorliege, ſpricht 
wegen Preiswuchers und unerlaubten Handels wie⸗ 
derum frei, verurteilt aber wegen Kettenhandels zu 


300 M. (Strafbefehl 50 44), weil der Angeklagte an 
eine Groſſiſtin in Berlin weiter verkauft hatte (welche 
die Ware durch Reifende und Fuhrwerk an ihre 
Kundſchaft vertrieb), während er direkt hätte an den 
Detailliſten verkaufen müſſen. Hiergegen Neviſion 
beim Kammergericht, die noch ſchwebt. Neſultat: 
bisher drei Verteidigungen, vorausſichtlich mindeſtens 
vier Verteidigungen. Erfolgt wiederum Freiſpruch, 
keine Erſtattung der ganzen verauslagten Unkoſten 
für Verteidiger, Zeitverſäumnis uſw. 


Im Dezember 1917 Anklage wegen Ankaufs be- 
ſchlagnahmter Vorräte und Preiswuchers. Der Ver⸗ 
treter der Anklage beantragt ſelbſt Freiſprechung, 
da die Sachlage evident ergibt, daß der Angeklagte 
ſich für befugt halten mußte, die Ware anzukaufen 
und von Preiswucher gar keine Rede fein konnte 
Hervorzuheben iſt in dieſem Fall, daß die Ankloge 
am 10. Dezember 1917 erfolgte, während die Straf⸗ 
tat am 17. Oktober 1915, alſo vor länger als zwei 
Jahren, begangen ſein ſollte, und daß die amtlichen 
Stellen dieſe Zeit benutzt haben, um die Akten mit 
widerſprechenden Gutachten anzufüllen. Ob die 
Staatsanwaltſchaft Berufung einlegen wird, ſteht noch 
dahin. Refultat: Bisher nur eine Verteidigung und 
ein Freiſpruch. Im April 1918 neue Anklage wegen 
Kriegswuchers und Kettenhandels ſowie wegen un⸗ 
erlaubten Handels aus demſelben Grunde wie die 
früheren Anklagen. Freiſpruch, wegen unerlaubten 
Handels aus dem gleichen Grunde, ebenſo wegen 
der weiteren Straftaten, da feſtgeſtellt wird, daß der 
Angeklagte es fertig bekommen hat, durch Einwirkung 
auf die Lieferanten nachträglich und vor Erhebung 
der Anklage den Preis herabzudrücken und von ſei⸗ 
nent Abnehmer nur Gewinn auf Grund der reduzier⸗ 
ten Preiſe berechnet hat. Hiernach wird der Ange⸗ 
klagte nicht für ein unnützes Glied“ in der Handels- 
kette erachtet. Werkwürdigerweiſe ift Berufung nicht 
eingelegt worden, trotzdem bei Freiſpruch in ähn⸗ 
lichen Fällen in erſter Yuftanz fajt durchweg Be⸗ 
rufung eingelegt zu werden pflegt. Im Juni 1918 
Strafbefehl wegen Kettenhandels. Auch hier Frei⸗ 
ſpruch auf Grund einer ganz kurzen Verhandlung, 
da die Anklage ſich nicht halten läßt. Berufung 
bleibt abzuwarten. 


Rechnet man die Fälle zuſammen, fo hat der 
Angeklagte, der bisher völlig unbeſtraft durch die 
Riffe der geſetzlichen Vorſchriften hindurchgeſteuert 
iſt, in mehr als zehn Fällen ſeinen Verteidiger zu 
bezahlen gehabt. Läßt der Angeklagte ſich von einer 
„Koryphäe“ verteidigen, fo wird er im Durchſchnitt 
ca. 1000 % für die Verteidigung in der Inſtanz 
mindeſtens zu zahlen haben. Läßt er ſich von einem 
kleinen Anwalt verteidigen, wird er immerhin etwa 
100 % für die Verteidigung aufwenden müſſen, wobei 
nicht gerechnet wird, daß der Satz ſich dadurch er⸗ 
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höht, daß in einer Anzahl Verfahren mehrere Ter⸗ 
mine ſtattgefunden haben. Zum Falle Müller tritt 
noch eine Serie weiterer Fälle hinzu, in denen Ein⸗ 
ſtellung erfolgt iſt, ohne daß es zur Anklage kam, 
weil der durch Schaden klug gewordene Angeklagte 
ſich den Verteidiger ſchon im Vorverfahren zulegte, 
ſtatt im Gefühl ſeiner Anſchuld die Anklage abzu⸗ 
warten. Und was koſten dieſe „Einſprüche“ dem 
Staate? — Und welche Kräfte werden vergeudet? 
— Müller ift ein einzelner Kaufmann. Vielleicht ein 
Pechvogel. Man denke aber an die Anzahl Fälle, 
in denen gleiche Anklagen erhoben ſind, und man 
wird ſich einen ſchwachen Begriff davon machen n- 
nen, welcher Druck auf der Kaufmannſchaft laſtet 
Dem anfänglichen Verſuch des Anlökens gegen den 


„Stachel, wie er in den Broſchüren der Handels- 


kammer uſw. bei Beginn des Exiſtenzkampfes der 
Kaufleute zum Ausdruck kam, iſt die Stillegung des 
Handels ſeitens einer großen Zahl anſtändiger Ele⸗ 
mente und die Stille mutloſer Neſignation gefolgt. 
Die wirklichen Kriegsſchieber, die weder Ruf noch 
Ehre zu verlieren und ihr Vermögen ſorglich ber 
Seite geſchafft haben, wuchern in der Zwiſchenzeit 
luſtig und allſeitig beliebt und gekannt weiter und 
das Publikum hat ſich längſt mit ihnen abgefunden. 
Soll das denn wirklich ſo weiter gehen? — 

Einen Fall will ich noch erwähnen, der in letzter 
Zeit ebenfalls durch Freiſpruch ſeine Erledigung ge⸗ 
funden hat: Eine große Firma, die im Jahr über 
7 Mill. A umſetzt und eine große Anzahl Zweig⸗ 
ſtellen unterhält, erhielt eine Anklage und zwar gegen 
ihren Prokuriſten wegen Preiswuchers. Aus der 
Riejenzahl abgeſchloſſener Geſchäfte wurde, ein win⸗ 
ziges Geſchäftchen von 500 Doſen Muſchelfleiſch her⸗ 
ausgefiſcht und auf Grund Gutachtens der „amt⸗ 
lichen Preisprüferin“ ein „übermäßiger Wucherge— 
winn“ von 25 %, fage und ſchreibe, fünfundzwanzig 
Mark konſtruiert. Naturgemäß erfolgte die Frei⸗ 
ſprechung. Auch hier kritiſiert der Fall ſich ſelbſt. 
Es dürfte aber doch endlich an der Zeit ſein, daß hier 
Abhilfe geſchafft wird. Sorgfältigere Behandlung 
vom grünen Tiſch aus, Heranziehung von wirklichen 
Kaufleuten bei Abgabe der Gutachten, Weglaſſung 
des Bagatellkrams, Ausgabe von Richtlinien und 
Richtpreiſen und die Möglichkeit für die Handels⸗ 
verbände, dieſe im Beſchwerdewege zu berichtigen. 
Dieſe Maßnahmen dürften geradezu Wunder wir- 
ken. Tritt hierzu noch eine Stelle, der man zu⸗ 
trauen kann, daß ſie den anſtändigen Kaufmann 
vom Kriegswucherer unterſcheidet, ſo wird das Kriegs⸗ 
wucheramt, die Preisprüfungsſtelle und die Staats⸗ 
anwaltſchaft einerſeits, das Gericht und der Kauf⸗ 
man anderſeits eine Entlaſtung erfahren, die im 
Intereſſe des Staats⸗Eäckels, der Kauf mannſchaft und 
des Publikums nicht dringend genug gewünſcht wer⸗ 
den kann. 
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Einer der Einwände gegen die einmalige Ver⸗ 
mögensabgabe, der aus anderen Gegenden hergeholt 
iſt, fußt beſonders auf ihrer angeblichen tech⸗ 
niſchen und urchführbarkeit. 3weiefllos 
iſt eine Abgabe, die ſehr erhebliche Teile der 
Vermögen auf einmal von ihnen trennt, nicht 
ganz leicht durchführbar. Am leichteſten gatür⸗ 
lich bei den mobilen Vermögen. Aber ſchon 
hier ergibt ſich ja eine gewiſſe Schwierigkeit 
dadurch, daß durch diejenigen Vermögensteile, die 
in Wertpapieren angelegt ſind, eine Störung des 
Wertpapiermarktes hervorgerufen werden würde, 
wenn durch den Zwang zur Leiſtung der Abgabe er⸗ 
hebliche Mengen von Wertpapieren plötzlich auf den 
Markt gelangten. So ſehr man den Eintritt ſolcher 
Verhältniſſe wird vermeiden müſſen, fo wenig wird 
dadurch aber die Ausführbarkeit der Vermögens⸗ 
abgabe unmöglich gemacht. Man wird eben Einrich⸗ 


tungen zu treffen haben, durch die es möglich wird, 


die Abgabe in anderer Form als in. bar zu leiſten. 
Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, daß die Steuerklärung 
für die Vermögensabgabe nicht einfach durch An⸗ 
gabe des Vermögens in einer Summe erfolgen kann, 
ſondern es muß eine Spezialiſierung der Vermögens⸗ 
anlage gegeben werden. Und zwar wird meines 
Erachtens auch eine ſolche Spezialiſierung, die 
bloß die enizelnen Anlagegruppen ſkizziert, nicht 


genügen. Vielmehr wird man eine ganz genaue 
Darlegung der Vermögensanlage mit Angabe 
der einzelnen Wertobjekte und der Grundſätze 


für deren Bewertung fordern müſſen. Soweit die 
mobilen Vermögen in Wertpapieren angelegt ſind, 
wird das Reich je nach Wahl des Steuerzahlers 
die einzelnen Wertpapiere in Zahlung nehmen. 

Am einfachſten wird ſich danach die Abgabe 
überall da erledigen, wo Teile des Vermögens in 
Kriegsanleihen angelegt ſind. Vermutlich wird in 
ſolchen Fällen der Steuerzahler es vorziehen, die 
Kriegsanleihen in natura in der Höhe des zu ver⸗ 
ſteuernden Betrages auszuliefern. Es hat ſich 
ja ſchon bei der Kriegsgewinnſteuer die Praxis 
herausgebildet die Kriegsanleihen zu Vor⸗ 
zugsſätzen in Zahlung zu nehmen. Da nun der 
Hauptzweck einer jeden großen Vermögensabgabe 
zutragen, ſo hätte das Reich ein ganz beſonderes 
Intereſſe daran, ſich dieſe Abtragung dadurch zu 
erleichtern, daß es möglichſt viel Originalſtücke 
der Kriegsanleihen, in denen ſich ja die Reihs 
ſchuld verkörpert, ausgeliefert erhält. Wenn man 
daher die Möglichkeit gewährte, die Kriegsanleihen 
aunt Parikurſe in Anrechnung zu bringen, ſo 
würde man zweifellos von allen zur Vermögens 
ſteuer Veranlagten in erſter Linie die von 
ihnen während des Krieges gezeichneten oder ge⸗ 
kauften Kriegsanleihen herausbekommen. Die Ver⸗ 
wertung dieſer Kriegsanleihen für das Reich iſt dann 


) Siehe Plutus: Seite 79, 93, 103, 129, 149, 
155, 169, 182, 199, 211, 224, 256 ff. 


ſehr einfach: Man bucht ſie vom Paſſwſaldo des 
Reiches ab und vernichtet ſie. 

Nicht ganz ſo einfach ſtellt ſich die Sache 
bei den übrigen Wertpapieren. Das Reid) würde 
aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht bloß eine 
Menge der allerverſchiedenſten Werte in Zah⸗ 
lung bekommen, ſondern jeder Steuerzahler 
würde ſich (von der Kriegsanleihe abgejeheh) 
wahrſcheinlich bemühen, diejenigen Wertpapiere dem 
Reich zu überliefern, deren Beſiz ihm aus irgend 
einem Grunde unbequem ift. Unter Umſtänden müßte 
das Reich damit rechnen, bis zu einem, erheblichen 
Teil für den Beſitzer ſonſt ſchwer realiſierbare 
Lokalwerte zu erhalten. Schon aus dieſem Grunde, 
aber auch noch aus anderen Erwägungen wird 
ſich die Liquidierung der Effekten aus der Ver⸗ 
mögensabgabe für das Reich nicht ſehr einfach 
geſtalten. Denn ein ſofortiger Wiederverkauf. der 
Wertpapiere würde in vielen Fällen kaum möge 


lich ſein. Praktiſch würde ein ſolcher Verkauf 
im großen aber auch dadurch Schwierigkeiten 
begegnen, daß man dem Reich vonſeiten der 


Bankiers wahrſcheinlich in vielen Fällen nur un⸗ 
günſtige Preiſe bieten könnte. Nicht bloß weil die 
Bankwelt den Augenblick für geeignet halten könnte, 
zu beſonders billigen Preiſen Wertpapiere einzu⸗ 
handeln, ſondern weil, wenn das Reich an den 
ſchnellen Verkauf der Wertpapiere dächte, auf Ums 
wegen ja derſelbe Zuſtand geſchaffen wurde, den man 
eigentlich dadurch vermeiden wollte, daß man die Ab⸗ 
gabe nicht in bar, ſondern in Form der Ueberliefe⸗ 
rung von Wertpapieren erhob. Denn dann würde 
eben die allſeitige Verkaufsneigung für Wertpapiere 
einen Kursſturz in allen angebotenen Werten zur 
Folge haben. Das Reich müßte ſich daher auf alle 
Fälle auf eine ſehr langſame Liquidierung der ihm 
überlieferten Wertpapierbeſtände einlaſſen. Und man 
wird deshalb an dem Gedanken nicht vorbeikommen, 
eine Reichs verwertungsbank ins Leben zu 
rufen. Dieſer Bank müßten die Wertpapiere vom 
Reich übereignet werden. 


Die Liquidation und Verwaltung des Wert⸗ 
papierbeſitzes würde aller Wahrſcheinlichkeit nach 
nicht einheitlich vor ſich gehen können. Zweifel⸗ 
los werden dem Reich eine Reihe von Wertpapieren 
überliefert werden, an deren dauernder Ueberführung 
in die öffentliche Hand das Reich ein Intereſſe hätte. 
Ich denke dabei zunächſt an die Anteile der Reichs⸗ 
bank, an die Anteile der Notenbanken der Bundes⸗ 
ſtaaten und an die Aktien von Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen und der Schiffahrtsgeſellſchaften. Das 
iſt jener Kreis von Wertpapieren, bei dem das 
Vorhandenſein eines öffentlichen Intereſſes heute 
ſchon überſehbar iſt. Der Kreis könnte ſich aber 
durch die ſpätere Umgeſtaltung der Staatswirt⸗ 
ſchaft natürlich erheblich vermehren. Es kämen 
da 3, B. die Rugen von Kali- und Bergwerks⸗ | 


unternehmungen und Bergwerksaktien in erſter 


Linie in Betracht. Für viele andere Wert⸗ 
papiere wird das gerade entgegengeſettte Intereſſe 
nämlich an der mehr oder weniger ſchnellen Weiter- 
gabe beſtehen. Dazu wiederum würden in erſter Linie 
ausländiſche Wertpapiere gehören, deren Beſitz be⸗ 


ſonders wertvoll für das Reich zum Zwecke der ſpä⸗ 


teren Regulierung unſerer Valuta ſein könnte. 

Es wäre denkbar, da ß das Reih auf ſolche 
Intereſſen bereits bei der Feſtſetzung der Ueber⸗ 
nahmepreiſe Nückſicht nimmt. Im allgemeinen 
wird die Behörde natürlich Intereſſe daran haben, 
die Papiere nicht über ihren Augenblickswert — auf 
keinen Fall über den Marktwert zu erhalten. Bei den 
Kriegsleihen habe ich ja ſchon darauf hingewieſen, 
daß das Neichsintereſſe nicht geſchädigt wird, wenn 
mau den Beſitzer zur Auslieferung der Kriegsanleihen. 
durch die Gewährung eines höheren Kurſes anreizt, als 
er beim börſenmäßigen Verkauf erzielen kann. Denn 
wenn das Reich hier den Parikurs bietet, macht es 
keinerlei Schaden. Etwas ähnliches mag auf viele 
in ausländiſcher Währung ausgeſtellten und im 
Ausland verkäuflichen Wertpapiere zutreffen. Das 
Reich hat nach meiner Auffaſſung ein größeres In⸗ 
tereſſe daran, daß möglichſt viel ausländiſche Wert⸗ 
papiere in ſeine Hand übergehen, damit es bei ſich 
bietender Gelegenheit die Deviſenkurſe reguliert, in⸗ 
dem es dieſe Wertpapiere an den Markt bringt. 
Es würde mithin für das Reich keine Schädigung, 
ſondern eher einen Vorteil bedeuten, wenn man für 
ausländiſche Wertpapiere einen höheren Uebernahme⸗ 
preis feſtſetzte. 

Die ſo zu gründende Bank würde alſo eine zwei⸗ 
fache Aufgabe zu erfüllen haben. Sie ſoll im Grunde 
genommen die Verkaufsvermittlungsſtelle für ſolche 
Papiere bilden, an deren Behalten das Reih kein 
Intereſſe hat. Sie wird je nach der Marktlage und 
nach den Reichsbedürfniſſen dieje Art von Papieren 
langſamer ader ſchneller abſtoßen. Auf der anderen 
Seite ſoll die Bank aber gleichzeitig eine Verwal⸗ 
tungsſtelle für denjenigen Teil des Wertpapierbe⸗ 
ſitzes fein, der aus irgendwelchen Gründen ſchnell 
nicht zu realiſieren iſt oder an deſſen Behalten der 
Staat ein Intereſſe hat. Man könnte dabei übrigens 
auch daran denken, daß eine gewiſſe Aufteilung des 
Beſitzes zwiſchen Reich und Bundesſtaaten ſtattfindet, 
indem das Reich den Bundesſtaaten käuflich Die- 
jenigen Wertpapiere überläßt, für die bundes⸗ 
ſtaatliche Intereſſen vorhanden find. Ueberhaupt 
müßte die verſtändige Verwertung der ausgelieferten 
Aktien und Anteile durch die Reichsverwertungsbank 
großzügig und unter dem Geſichtspunkt des öffent⸗ 
lichen Intereſſes betrieben werden. Wenn. dieſe Bank 
erſt ihren geſamten Beſitz überſieht, To wird ſie ſicher 
in der Lage ſein, erhebliche Teile des Vermögens 
dadurch zu verwerten, daß ſie ſie Kommunalver⸗ 
bänden anträgt. Auf dieje Weiſe dürfte mancher 
Plan der Ueberführung von Anlagen in den öffent⸗ 
lichen Befit, der heute Schwierigkeiten begegnet, ſich 
ſpäter leicht und diskret verwirklichen laſſen. 

Durch den Zwang oder durch den Wunſch, 
gewiſſe Wertpapiere länger im Beſitz des Reiches Zu 


behalten, wird mehr oder weniger freiwillig die Bank 
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genötigt ſein, ſich mit den Verhältniſſen der Geſell⸗ 
ſchaften genauer vertraut zu machen, von denen ſie 
erheblichen Aktienbeſitz in ihren Treſors birgt. Man 
müßte daran denken, daß auf dieſe Weiſe ſich 
allmählich ein Zuſtand entwickelt, wie er von 
manchen Kreiſen ſchon lange gefordert iſt. Es 
wäre nämlich durchaus die Möglichkeit vorhanden, 
daß dieſe Verwertungsbank allmählich gewiſſe 
Funktionen übernimmt, die man früher einem 
Reichsaktienamt zu übertragen wünſchte. Die 
Bank wird die Verwaltung aller derjenigen Ge⸗ 
ſellſchaften, von denen ſie Anteile im Beſitz hat, 
in ihren Lebeusäußerungen aufmerkſam verfogen 
müſſen. Sie wird die Generalverſammlungen bez 
ſchicken, ſie wird Vertreter in die Aufſichtsrats⸗ 
kollegien wählen laſſen. Daraus können ſich ſehr 
weſentliche nützliche Folgen für die Ausbildung 


jüngerer Staatsbeamten auf wirtſchaftlichem Gebiete 


ergeben. Denn die Bank iſt in der Lage, einen Teil 
ihrer Arbeitskräfte in der Weiſe zu gewinnen, daß 
fie fih aus den verſchiedenſten Reſſorts der Staats⸗ 
und Reichsverwaltung vorübergehend jüngere Bez 
amte zur Verwendung und damit auch zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausbildung überweiſen läßt. 


Aus den vorſtehenden Ausführungen geht jeden⸗ 
falls ſchon zweifellos hervor, daß — wenigſtens 
zunächſt ſo weit es die mobilen Vermögen anbetrifft 

die techniſche Durchführung der einmaligen Ver⸗ 
mögensabgabe theoretiſch nicht unmöglich und prak⸗ 
tiſch nicht undurchführbar iſt. Es fragt ſich nur, in⸗ 
wieweit man den finanziellen Nutzeffekt auf die oben 
geſchilderte Weiſe erreicht, der den Anregern der 
einmaligen Vermögensabgabe als einer der Haupt⸗ 
zwecke vorſchwebt. Es muß immer daran feſtge⸗ 
halten werden, daß die Grundidee der einmaligen 
Vermögensabgabe die möglichſt ſchnelle Abbürdung 
eines erheblichſten Teiles der Neichsſchuld ift. Dieſer 
Zweck wird ohne weiteres erreicht, ſoweit wie Reichs⸗ 
anleihen oder leicht realiſierbare andere Effekten in 
den Beſitz der Verwertungsbank und damit des 
Reiches gelangen. Aller Beſitz aber, der die Bank auf 
längere Zeit bindet, bedeutet keine ſofortige Ab⸗ 
bürdung der Reichsſchuld, wenigſtens nicht durch 
Streichung der Kapitalſumme. Vielmehr würde ſich 
hinſichtlich dieſer Wertpapiere die Sache ſo ſtellen, 
daß dem betreffenden Teil der Schuldſumme des 
Reiches eine gleiche Summe von anderen Wertob— 
jekten als Aktien gegenüberſteht. Dadurch würde alſo 
zunächſt nichts weiter als eine Fundierung des be⸗ 
treffendes Teiles der Reichsſchuld erreicht werden. 
Wenn nun das Reich darauf achtete, daß ihm nur 
ſolche Wertpapiere übereignet werden, die auch eine 
dauernde Rentabilität gewähren, jo würde neben der 
Fundierung der Reichsſchuld auch gleichzeitig eine 
Sicherung für deren Verzinſung erzielt. Im End⸗ 
ergebnis würde das ja das gleiche ſein. Denn ob 
die Schuld ſofort geſtrichen, oder ob das Reich in 


die Lage kommen wird, ſich die Zinſen für den 


abzubürdenden Teil der Staatsſchuld aus anderen 
als aus Steuerquellen zu verſchaffen, wäre völlig 
gleich. Allein es würde hier eine ſehr weſentliche 
Schwierigkeit auftreten. Unter dem Geſichtspunkte 


der fofortigen Abbürdung der Staatsſchuld braucht 
bei der Uebernahme von Wertpapieren das 
Reich nur darauf zu ſehen, daß der Ueber- 
nahmekurs eine Verwertbarkeit ohne Schaden 
ermöglicht. Wenn aber an die Stelle einer ſofortigen 
Abbürdung der Schuld für einen Teil nur die Fun⸗ 
dierung und der Zinſenerſatz treten ſoll, ſo müßte 
natürlich dann das Reih auch darauf achten, daß 
der Zinſenertrag aus dem Wertpapierbeſitz die Ver⸗ 
zinſung und womöglich auch die Tilgung der gegen⸗ 
überſtehenden Anleiheſchuld des Reiches deckt. Das 
iſt aber allein ſchon deshalb recht ſchwierig, weil 
Verzinſung und Tilgung der Neichsſchuld im Durch⸗ 
ſchnitt zuſammen auf 50% zu berechmen ſind, ſelbſt 
wenn man die Verbilligung durch die ausgegebenen 
Schatzſcheine berückſichtigt. Bei guten Papieren aber 
augenblicklich ein Rendement von 5% zu erzielen, 
wird dem Reich nicht leicht fallen. Dabei muß man 
aber auch noch weiter berückſichtigen, daß unter Unt- 
ſtänden die Verwaltungskoſten der neu zu ſchaffen⸗ 
den Bank einen womöglich gar nicht unbeträchtlichen 
Teil des Zinſenertrages auffreſſen. Hier ergibt ſich 
alſo eine recht große Schwierigkeit der Durchführung, 
an die meiſt die Befürworter der Vermögenabgabe 
gar nicht gedacht haben. Nach ihrer Auffaſſung, 
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ſollte ja gerade der Vorteil der einmaligen Ber- 
mögensabgabe darin beruhen, daß ein Teil der Ver⸗ 
zinſungs⸗ und Tilgungslaſt ein für allemal in die 
Verſenkung verſchwindet. 

Hier ſcheint mir eine der größten Schwierig⸗ 
keiten zu liegen. Denn der Verluſt der Zinſen kann 
für das Reich unter Unftänden ſehr erheblich werden. 
Denn wenn man überhaupt grundſätzlich anerkennt, 
daß das Reih die Schaffung der Vermögensabgabe 
in anderen Wertpapieren als Kriegsanleihen ent⸗ 
gegennimmt, ſo wird ſich ein Zinsverluſt gerade bei 
den beſten Papieren überhaupt nicht vermeiden laſſen. 
Und andererſeits kann jih das Reidy doch nicht gut 
auf den Standpunkt ſtellen, daß es beſonders gute, in 
ihrer Nealiſierbarkeit alfo nicht gefährdete Papiere 
von der Uebernahme ausſchließt. Gerade dieſe Wert⸗ 
papiere aber werden naturgemäß eine relativ ge⸗ 
ringe tatſächliche Verzinſung gewähren, weil ſie zu 
hohen Kurſen übernommen werden müſſen. 

Bei dieſer Gelegenheit muß auch noch auf eine 
andere Gefahr hingewieſen werden, die in der Mög⸗ 
lichkeit ſtarker Kursverluſte für das Neich beſteht. 
lichkeit ſtarker Kursverluſte für das Reich 
beſteht. G. B. 

(Weitere Artikel folgen.) 


Revue der (Preffe. 


In Frankreich ſcheint man darauf aus 
zu ſein, die wirtſchaftliche Fehdeanſage an Deutſch⸗ 
land zum erſten Male in feſte Formen zu 
gießen. Ueber einen ſolchen Schritt der franzöſiſchen 
Regierung teilt Hans Goslar näheres in der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(9. September) unter dem Titel: 

Die franzöſiſche Exportbank 
mit. Nach einem längeren Neſumé über den grund- 
legenden Unterſchied deutſcher und franzöſiſcher 
Exportorganiſation, wobei die Gründe für die Zu⸗ 
rückdrängung des franzöſiſchen Handels auf dem 
Weltmarkt genau angegeben werden, führt der Her- 
faſſer aus, daß erſt der Weltkrieg zu einer Art 
Revolution unter den franzöfiihen Exportkreiſen ges 
führt habe. Man habe dort erkannt, daß die jetzige 
Organiſation ein ſiegreiches Vorgehen Frankreichs 
nach dem Kriege nicht gewährleiſten könne. So 
ſeien denn allerlei Vorſchläge gemacht worden, wie 
man nach dem Kriege dieſe Organiſation auf neuer 
Grundlage aufbauen und wie man vor allem deutſche 
Abſatzgebiete erobern könne. Auch wurde die Tatſache 
ſcharf kritiſiert, daß der franzöſiſche Außenhandel 
wohl Luxuswaren, Phantaſiegewebe uſw. exportiert 
habe, nicht aber unbedingte Gebrauchsartikel wie in 
Deutſchland. Als ſolche Artikel werden vor allem Wein 
und Spirituoſen bezeichnet, mit denen Frankreich 
die Welt erobern könne. Hierzu verlangt man auch 
Freihäfen, um den Verſchnitt der franzöſiſchen Weine 
mit den ausländiſchen Importen durchzuführen. Nun 
ift jetzt die Frage der Finanzierung des franzöſiſchen 
Außenhandels in ein neues, für uns zwar nicht zu 
befürchtendes, aber immerhin beachtenswertes Sta⸗ 
dium getreten. Man beabſichtigt die Gründung einer 


Exportbank im Sinne der „British Trade Corporation“ 
und der „American International Corporation“, Es 
wurde ein Geſetzeutwurf eingebracht, der die 
Gründung einer ſolchen Bank mit einem Kapital 
von 250 Mill. Fr. betrifft. Der Handelsminiſter be⸗ 
fürwortete die Gründung mit 100 Will. Fr. zur 
Gewährung von langfriſtigen Krediten und mit 
Zweigſtellen in den Ausfuhrländern. In Verbin⸗ 
dung damit foll eine Reform des Konſulats⸗ und 
Handelsattacheweſens gehen. Dieſe Beſtrebungen verz 
dienen wohl unſere Aufmerkſamkeit, ohne uns je⸗ 
doch zu beunruhigen, da nach Kriegsende Frankreich 
mit dem Wiederaufbau im eigenen Lande ſo viel 
zu tun haben wird, daß es den nun einmal vorhan⸗ 
denen Gegenſatz zu den gründlichen deutſchen Ar⸗ 
beitsmethoden, die eine glänzende hiſtoriſche Ent⸗ 
wickelung haben, ſchwerlich überbrücken wird. — 
Der holländiſchen Fachzeitſchrift „In-en Uitvoer“ 
entnimmt der „Berliner Börſen⸗Courier“ 
(16. September) eine für uns nicht unwichtige 
Statiſtik, die unzweifelhaft bekundet, daß ein 

glänzender Aufſchwung der holländiſchen Neederei 
während des Krieges eingetreten iſt. Das Geſamt⸗ 
kapital der wichtigſten holländiſchen Reedereien hat 
ſich von über 98 Will. Fl. auf über 123½ Mill. Fl. 
gehoben; die Obligationen diefer Geſellſchaften ver- 
minderten ſich durch Abſchreibungen von mehr als 
30% Mill. Fl. auf 28 Mill., während die Referven 
von beinahe 28 Mill. auf über 118 ½ Mill. Fl. () 
angewachſen ſind. Vor dem Kriege betrug die Zahl 
der Schiffe 277, fie iſt trotz aller Verlufte auf 307 
geſtiegen, ebenſo erhöhte fid) der Bruttoregifter- 
tonnengehalt von 908 386 t auf 1089669 t, und die 
Geſamttonnage ſteht jetzt nur noch mit einem Netto⸗ 


wert von über 96¼ Mill. Fl. zu Buch. Dieſen 
ſtändigen Aufſchwung ſieht der „B. B. C.“ mit einiger 
Sorge an, weil dadurch unter Umſtänden die große 
Gefahr drohe, daß der auf die holländiſchen Häfen 
angewieſene deutſche Ueberſeeverkehr gänzlich in die 
Hände der holländiſchen Reedereien gerate. Es 
gehe hierbei alſo um ſehr ernſte Dinge. — Unter 
dem Titel: i 
Aeberweiſungsverkehr⸗ Bedenken? 
macht die „Voſſiſche Zeitung“ (5. Septem⸗ 
ber) im Anſchluß an den unangenehmen Scheckbetrug, 
der an der Seehandlung verübt wurde, und der 
wie ein böſer Schlag gegen die Förderung des bar⸗ 
geldloſen Verkehrs ausſieht, auf, die in Hamburg 
üblichen Maximen aufmerkſam, die vorbildlich 
für unſere Banken werden ſollten. Die Hamburger 
Girobanken geſtatten noch lange nicht einem Ein⸗ 
lagerer einer mehr oder weniger geringen Summe 
den Ueberweiſungsverkehr, wie fie auch mit der Er⸗ 
teilung des Scheckbuchs überaus vorſichtig ſind. Es 
werden genaueſte Erkundigungen über Ruf und Ver- 
mögensverhältniſſe vor der Zulaſſung zum Ueber⸗ 
weiſungsverkehr eingezogen, und ebenſo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich gilt die Vorlage eines Auszugs aus dem Han⸗ 
delsregiſter. Bei dieſen Maßnahmen iſt unlauteren 
Elementen und fingierten Perſonen die Teilnahme 
ſo gut wie unmöglich gemacht, und man muß ſich 
wundern, daß ein ſo geſundes Prinzip bisher noch 
nicht überall zur Anwendung gelangt iſt. — Auf 
gefährliche Kapitalanlagen 

macht das „Berliner Tageblatt“ (16. Sep⸗ 
tember) aufmerkſam. Es handelt ſich um neue 
Gründungen in der Erdölinduſtrie, die die augen⸗ 
blicklich glänzende Kriegskonjunktur zu ihrem Vor⸗ 
teil und zum Schaden anderer ausnutzen. Zum Teil 
haben dieſe Unternehmungen in dem hannoverſchen 
Erdölgebiet ihren Sitz; noch größer iſt die Anzahl 
der Gründungen in Galizien, und hierzu ſchreibt 
Dr. Zickert, daß dieſe in der Form von Syndi⸗ 
katen auftauchenden Geſellſchaften (‚„Austrolex“, 
„Deutſch⸗öſterreichiſche Naphta⸗Geſellſchaft“ u. a.) 
eine Neuauflage der alten berüchtigten Brutto- 
prozent⸗Geſellſchaften darſtellen, die die in Deutſch⸗ 
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land wie in Heſterreich nötige ſtaatliche Genehmigung 


für Aktien⸗ und G. m. b. 9.⸗Gründungen umgehen, 
die Stempel erſparen und die ihnen läſtige Publi⸗ 
zitätspflicht, namentlich für die Bilanzen, vermeiden. 
Bei ihnen muß jede Emiſſionskontrolle verſagen, 
und die Nachprüfung der Rentabilitätsgrundlagen 
iſt bei den normalen Kriegsverhältniſſen beinahe 
unmöglich. Da entſtehe die Frage, ob es nicht zweck⸗ 
mäßig ſei, die Konzeſſionierung von Kapital⸗ 
beſchaffungen ernſthafter Unternehmen nicht ſo ſtreng 


zu handhaben, wie dies in letzter Zeit geſchähe. Es 


ſei immer noch beſſer, daß der Teil des Kapitals, 
der für Kriegsanleihezeichnungen nicht in Betracht 
kommt, in guten Induſtriepapieren inveſtiert wird, 
als in ſolchen Werten, die nicht nur den Kriegsan⸗ 
leihen Konkurrenz machen, ſondern auch für die Er⸗ 
werber wahrſcheinliche Verluſte im Gefolge haben. 
Von gewiſſem Intereſſe iſt die ſtrittige Frage, ob 


Kapitaleinlagen wider Willen 


bei der G. m. b. 9. möglich find. Hierzu 
liegt, wie das „Berliner Tageblatt“ (9. 
September) mitteilt, ein Urteil des Oberlandes⸗ 
gerichts Köln vor. Es war das Kapital einer 
Geſellſchaft um 600 000 % erhöht worden. Nun 
zahlte aber einer der Geſellſchafter den über⸗ 
nommenen Betrag nicht ein, ſo daß bei erfolgloſer 
Klage nach § 24 des Geſetzes über die G. m. b. H. 
dieſer Beitrag von den „übrigen“ Geſellſchaftern ein⸗ 
zuziehen war. Dabei entſtand nun die Frage, ob nur 
die Geſellſchafter haftbar ſeien, die ſich an der Ka⸗ 
pitalerhöhung beteiligt hatten oder ſämtliche an⸗ 
deren. Beide Möglichkeiten waren zu betrachten. 
Die eine Partei, die die erſte Maxime vertritt, geht 
davon aus, daß andernfalls das Intereſſe in ihrer 
„beſchränkten“ Haftung hintangeſetzt werde; die 
zweite Partei dagegen klammert ſich an den Wort⸗ 
laut des Geſetzes, in dem lediglich von den „übrigen“ 
Geſellſchaftern, die für eine nicht eingezahlte Stamm⸗ 
einlage haften, die Rede fei. Das OLG. Köln hat 
ſich für dieſe letztere Auffaſſung entſchieden, alſo für 
die Haftung aller Geſellſchafter, trotz gewiſſer ju- 
riſtiſcher und praktiſcher Schwierigkeiten, die ſchließ⸗ 
lich zurücktreten mußten. Einen umgekehrten Fall 
hat übrigens ſchon das Reichsgericht entſchieden, 
nämlich die Frage, ob die Uebernehmer neuer Ge⸗ 
ſchäftsanteile auch für Fehlbeträge bereits vorhande⸗ 
ner Stammeinlagen haften. Das Reichsgericht hat 
hier mit zureichender Motivierung die Haftung aller- 
dings bejaht, während im obigen Falle die Ver⸗ 
hältniſſe denn doch viel ſchwieriger bei dem liegen, der 
ſich ſchon in einer Geſellſchaft befindet und der nun 
trotz Proteſtes zu neuer Kapitalinveſtierung heran⸗ 


gezogen wird. — Wie wenig Klarheit noch immer 
über die leidige Prozentfrage bei 
Kriegswucher 


herrſcht, zeigt ein im „Konfektionär“ (8. Sep⸗ 
tember) veröffentlichtes Urteil der Strafkammer n 
Kaſſel vom 2. September. Ein Neviſor F. vom 
Oberkommando Kaſſel hatte „entdeckt“, daß der an⸗ 
geklagte Kaufmann 69 Decken für 4,50 und 5,30 M 
pro Stück eingekauft und für 6,80 „ verkauft hatte. 
Die Spannung von 1,50: 6,80 % ſollte nun einen 
Kriegswucher darſtellen, und ſo erging der Straf⸗ 
befehl über 1000 M, den aber das angerufene 
Schöffengericht ablehnte. Nun legte aber der Staats⸗ 
anwalt Berufung ein mit der Begründung, daß im 
Lebensmittelhandel ein Gewinn von 20% als aus⸗ 
reichend erachtet werde, das müßte auch für Zertil- 
waren gelten, deshalb erneuter Antrag auf 1000 M. 
Geldſtrafe und Einziehung des übermäßigen Ger 
winns. In der Verhandlung ereignete jih der mert- 
würdige Fall, daß der „Sachverſtändige“ F., auf 
deſſen Gutachten hin die Anklage erhoben war, er⸗ 
klärte, daß er in der Preis- und Kalkulationsfrage 
nicht genügend bewandert ſei () und daher einen 
andern Sachverſtändigen (Dohrmann) empfehle. Auf 
Grund dieſes neuen Gutachtens wurde dann der 
Angeklagte wiederum freigeſprochen und die Koſten 


gehen zu Laſten der Staatskaſſe. 
ſtellungen über 


Deutſches Notgeld im Weltkriege 
macht E. Hülfe in der „Norddeutſchen WIT- 
gemeinen Zeitung“ (16. September). Der 
bekannte Kleingeldmangel, der urplötzlich eintrat, 
führte bei Kriegsbeginn (1914, Auguſt und Sep⸗ 
tember) dazu, daß 341 Kommunen, Kreiſe, Spar⸗ 
vereine, Hüttenwerke uſw. etwa für 11 Mill. M 
Scheine, Karten, Bons, auch Metallgeld in geringen 
Wertſtufen (1 Pfg. bis 1 %) in Umlauf ſetzten. 
Mit der Ausgabe der Darlehnskaſſenſcheine von 
1 und 2 M. trat dann vorübergehend eine Beſſerung 
in dem Mangel kleiner Geldzeichen ein, bis Ende 
1916 infolge der großen Erweiterung des Umlaufs⸗ 
gebietes deutſchen Geldes — das beſetzte Gebiet über⸗ 
ſteigt bei weitem den Flächeninhalt des Deutſchen 
Reiches — ein neuer Mangel ſich geltend machte. 
So blieben ſolche Notzeichen bis auf den heutigen 
Tag, und ſie werden mit „amtlicher Duldung“ als 
vollgültiges Zahlungsmittel, natürlich nur im ört⸗ 
lichen Verkehr, angeſehen. Inzwiſchen ſind aber ener⸗ 
giſche Maßnahmen ſeitens der Behörden getroffen 
worden, um den Mängeln des Zahlungsverkehrs ab⸗ 
zuhelfen, und ſo iſt zu hoffen, daß alsbald nach 
Aufhören des Kriegszuſtandes das Notgeld bei uns 
verſchwinden wird. Nur in Frankreich dürfte die 
Notgeldhochflut Bedenken haben, da dort allein für 
6 bis 7 Milliarden () Francs Notgeldzeichen aus⸗ 
gegeben worden ſind. Es iſt nicht weiter ver⸗ 
wunderlich, daß in der deutſchen Motoreninduſtrie 
infolge des Krieges eine Hochkonjunktur, wie ſie 
noch nie geſehen wurde, herrſcht. Ueber dieſe 
Kriegskonjunktur in der Motoreninduſtrie 

teilt nun die „Frankfurter Zeitung“ 
(A. September) unter Berückſichtigung von 14 Ge- 
ſellſchaften einige bemerkenswerte Zahlen mit. Das 
Aktienkapital dieſer 11 Werke hat ſich danach allein 
in den letzten beiden Jahren um 50 Millionen er⸗ 
höht. Obenan ſtehen die Daimler⸗Werke mit 24 Mill., 
es folgen dann Hanja Lloyd mit 6 Will., Kleyer 
mit 5 Will., die Nationale Automobil⸗Geſellſchaft 
und die A.⸗G. Seidel & Naumann mit je 3 Mill. 
Der Reingewinn ſtieg (in 1000 %) bei allen zu⸗ 
fammen von 11154 (1913) auf 15 187 (1917). Sämt⸗ 
liche Dividenden erfuhren eine ganz bedeutende Stei⸗ 
gerung, bis zu 30 und 35% (Daimler, Oberurſel); 
Benz, die Nationale Automobil⸗Geſellſchaft, ſowie 
Seidel & Naumann konnten von 0% (1913) ſogar 
auf 20, 15 und 16% Dividende 1917 kommen, ein 
ſtarker Beweis für die Proſperität der Motor⸗ 
unternehmen im Kriege. Bei allen Marken iſt 
außerdem eine bedeutende Steigerung der Vorräte 
eingetreten, die eine Vermehrung vom Dreis bis 
zum Sechsfachen in den letzten fünf Jahren erfahren 
hat. — Die fortſchreitende Expanſion der Aktien⸗ 
banken zum Teil unter Angliederung an genoſſen⸗ 
ſchaftliche Kreditinſtitute, hat in manchen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Kreiſen den Anlaß zu einer Warnung 
gegeben, indem man einesteils behauptet, daß die 
„Aufſaugung“ die Selbſtändigkeit der Genoſſen⸗ 
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ſchaften vernichte, andererſeits aber als Grund an⸗ 
führt, daß die Aktienbanken ſich nicht mit der Unter⸗ 
ſtützung des Kleingewerbes befaßten. Wie nun Max 
Baaßler in der „Magdeburgiſchen Zei⸗ 
tung“ (10. September) unter dem Rubrum: 
Aktienbanken — Genoſſenſchaftsbanken 

näher ausführt, ſind beide Warnungsgründe nicht 
ſtichhaltig, zumal fie ſich durch die Tatſachen ſelbſt 
widerlegen laſſen. Im erſten Jall wird bemerkt, daß 
die Genoſſenſchaftsvorſtände eine ſo geartete „Selb⸗ 
ſtändigkeit“, die fie jeder RNechenſchaft über ihre Ge- 
ſchäftstätigkeit enthebt, gar nicht beſitzen, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß es zurzeit eine ganze Anzahl 
von Kreditgeſellſchaften gibt, deren Vorſteher ſchließ⸗ 
lich nichts anderes-als „Filialdirektoren“ im engeren 
Sinne ſind, die alſo kurz im Dienſte einer Groß⸗ 
bank ſtehen. Ebenſo iſt es um den zweiten Grund 
beſtellt; es gibt eine Anzahl von Aktienbanken, 
früheren Genoſſenſchaftsbanken, die die alte Form 
abgeſtreift haben und trotz alledem als Aktienbank 
ſich dem lokalen Kreditbedürfnis anpaſſen. Eine 
lobenswerte Aufgabe wird für die Genoſſenſchafts⸗ 
banken in der kommenden Zeit, die Anterſtützung 
und Wiederaufbauung des Handwerks und Klein⸗ 
gewerbes nach dem Kriege ſein. 


Umschau. 


Man schreibst mir: „In 
Anhalt hat man einen 
neuen und eigenartigen Typ der Schuldverschreibung ge- 
schaffen. Eine Bekanntmachung des herzoglichen Staats- 
ministeriums unterrichtet davon, dass 7 Sparkassen 

städtischen und. Kreissparkassen — die Erlaubnis erteilt 
worden ist, Anteilscheine in Höhe von bestimmten Be- 
trägen, die sich, je nach dem Umfang des Instituts 
zwischen 3000 und 120000 bewegen, auszugeben. 
Diese Anteilscheine sollen auf den Inhaber gestellt 
werden und dürfen nur unter der Bedingung ausgegeben 
werden, dass die Sparkassen für mindestens den gleichen 
Betrag neunte Kriegsanleihe zeichnen. Sehr leicht 
verständlich ist der Zweck dieser Massnahme nicht. Ein 
Zinsfuss, zu dem die Anteilscheine ausgegeben werden 
sollen, ist in der herzoglichen Bekanntmachung nicht ge- 
nannt. Hält er sich auf 5 %, so wäre die Anlage der 
dafür zu er werbenden Kriegsanleihe-Stücke für die Kasse 
nicht wirtschaftlich genug, um eine solche Operation erst 
vorzunehmen. Wird er unter 5% gehalten, so ist nicht 
ohne weiteres einzusehen, wer heute, wo ihm die Kriegs- 


Sparkassen-Anteilscheine. 


‚anleihe-Zeichnung einen höheren Zinsfuss bringt, die An- 


teilscheine kaufen soll. Abgesehen, dass ja auch das 
Deutsche Reich als Schuldner wohl noch ebenso sicher 
ist, wie die städtische Sparkasse in Harzgerode oder 
Sandersleben. Die einzige Erklärung wäre vielleicht, dass 
es sich hier um Sparkassen handelt, die wohl den Betrag 
der von einem einzelnen bei ihnen anzulegenden Spar- 
konten nach oben begrenzt haben, aber doch vielleicht 
gern grössere Beträge entgegennehmen möchten. Deshalb 
wollen sie nun, anstatt Einlagebficher über die über- 
schiessenden Summen auszustellen, Anteilscheine ausgeben, 
die zu dem Salz verzinslich sind, den sie etwa auf drei 


Hi 


Monate hereingegebenen grösseren Summen bewilligen 
würden, wenn da nicht ihre Statuten im Wege ständen. 
Es gibt ja immer Kreise, die flüssige Gelder, die nicht 
in Anleihe fest angelegt werden sollen, heute lieber an 
Sparkassen verleihen als an Banken. Und diese Kreise 
fahren damit auch insofern nicht schlecht, weil die Spar- 
kassen höhere Zinsen zahlen, als die Depositenkassen der 
Banken heute vergüten. Derartige Anteilscheine, zu einem 
annehmbaren Zinssatz herausgegeben, hätten dann noch 
die Annehmlichkeit, als Inhaberpapier leicht weitergegeben 
werden zu können, sind also zur kurzfristigen Kapital- 
anlage gar nicht einmal so ungeeignet. — In Bank und 
Bankierkreisen wird man allerdings hiervon — sollte 
unsere Vermutung über die Verwendungsart dieser Anteil- 
scheine zutreffen — sehr wenig erbaut sein. Der Kampf 
zwischen Banken und Bankiers einerseits und den Spar- 
kassen andererseits hat gerade in den letzten Wochen an 
Heftigkeit sehr gewonnen, und im „Bankarchiv“ hat Dr. 
S. Koch bereits ein recht schweres Geschütz gegen die 
Sparkassen aufgefahren. Abgesehen davon, dass mit 
Nachdruck die Begrenzung der Sparguthaben von Einzel- 
personen auf 5000 4 gefordert wird, nimmt Koch da- 
gegen Stellung, dass bei den vom Bundesrat zu voll- 
ziehenden Ausführungsbestimmungen zu dem neuen 
Stempelgesetz die Sparkassen besser gestellt werden 
könnten, als die Banken, Es sollen nämlich von der 
Geldumsatzsteuer auf den Depositenkonten die Geschäfte 
der Sparkassen nicht befreit bleiben, die dem eigent- 
lichen Sparkassengeschäft fremd sind. Koch zählt zu den 
dem Sparkassenbetrieb wesensfremden Geschäften ausser 
der Annahme von Depositengeldern über 5000 Æ auf 
das Konto ein und desselben Einlegers noch die Herein- 
nahme von Geldern seitens der Sparkassen auf bestimmte 
Zeiten oder feste Termine, ferner Geldgeschäfte über be- 
stimmt vereinbarte Beträge und ausserdem die Umsätze 
auf sämtlichen Guthaben, auch ausserhalb des Konto- 
korrentverkehrs, von handelsgerichtlich eingetragenen 
Firmen oder deren Inhabern, Es ist nicht zu leugnen, 
dass diese Geschäftszweige nicht eigentlich in das Spar- 
kassensystem hineinpassen, jedenfalls nicht zu den Aufgaben 
gehören, zu deren Pflege die Kassen als mündelsichere 
Anlagestätten anerkannt worden sind. Es hat sich in 
der Tat in den letzten Jahren bei den meisten Sparkassen. 
ein ‚derartiger Ausbau des Geschäfts vollzogen, dass hier 
oft genug den Banken und Bankiers ernstlich Kon- 
kurrenz gemacht wird. Kassen, die Gelder bis zul00 000,#, 
jedenfalls aber auf Grund besonderer Vereinbarungen 
Einzahlungen von über 20000 æ entgegennehmen, ge- 
hören nicht gerade zu den Seltenheiten. Und durch die 
Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr eröffnen sich 
den Sparkassen-Kunden Perspektiven, die natürlich die 
Bankenkreise höchst ungern heranziehen sehen. Solange 
eine straffe Kontrolle seitens der Kommunen und Kreis- 
verbände ausgeübt wird, wird ja in der Regel das Ein- 
reissen von nicht unbedingt risikofreien Geschäften ver- 
mieden werden. Denn hiervon müssen selbstverständlich 
die Sparkassen die Hände lassen. Aber selbst die strengste 
Kontrolle wird schliesslich nicht verhindern können, dass 
einmal ein ehrgeiziger Sparkassenvorsteher, der in dem 
jetzt Mode gewordenen Wettrennen nun das Heraus- 


wirtschaften möglichst hoher Beträge gern als Erster am 
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Ziele anlangen möchte, sich die Finger verbrennt. Und 
unter diesem Gesichtspunkt, der für den auf mündelsichere 
Anlagen bis jetzt mit Recht unbedingt vertrauenden 
eigentlichen Sparer ausschlaggebend ist und schliesslich 
auch sozialwirtschaftlich noch etwas wichtiger als die 
Frage die der Banken entstehenden Konkurrenz, wird 
man die zunehmende Entfernung der Sparkassen von der 
Basis ihres eigentlichen Geschäſts bedauern müssen.“ 


Man schreibt mir: Die „Nordd. Allg. 
Zeitung“ brachte vor einigen Tagen 
eine Auslassung, die, wie unschwer 
zu erkennen war, aus dem Bereich des Handelsmini- 
steriums stammte und sich in ziemlich scharfen Worten 
gegen die in neuerer Zeit vorgekommenen Methoden 
der Geldbeschaffung der Industrie wandte. Zwei große 
Unternehmungen hatten sich letzthin Gelder im Betrage 
von je 15 Mill. # dadurch verschafft, dass sie Schuld- 


Kapitals- 
Schleichhandel. 


scheine ausgaben, die von den Banken übernommen 
wurden. Hier soll nur die Frage besprochen 
werden, welche Gründe für die in Frage kommen- 


den Industriegesellschaften massgebend gewesen sind, 
ihre Kapitalbeschaffung gewissermassen auf Schleich- 
handelswegen vorzunehmen. Wie fast alle „Gegenstände 
des täglichen Bedarfes“, so ist heute auch in gewissem 
Umfange das Geld auf dem Kapitalmarkt rationiert. Wenn 
ich eine Aktiengesellschaft oder G. m. b. H. mit einem Kapital 
von mehr als 300 000 M. begründen oder eine Kapitals- 
erhöhung um einen Betrag vornehmen will, der diese Summe 
überschreitet, so bedarf ich dazu einer behördlichen Kon- 
zession, die nur dann erteilt wird, wenn die Ueberzeugung 
gewonnen wird, dass die Geldbeschaffung unbedingt im 
Interesse der Kriegswirtschaft liegt. Der Zweck dieser 
Einengung des offenen Geldmarktes ist, den vielerorts 
vorhandenen, sehr starken Bedarf an frischer Kapitalzufuhr 
so lange zurückzudämmen, als die Ersparnisse der Volks- 
wirtschaft und die freiwerdenden, Anlage suchenden ande- 
ren Mittel für die Finanzierung der Kriegsanleihen ge- 
braucht werden. Jede Konkurrenz im grossen für den 
Anleihemarkt soll ausgeschaltet werden. Diese Rationię- 
rung des Kapitals ist unbedingt notwendig. Bestände sie 
nicht und könnte heute, wie in Friedenszeiten, ein jeder 
ungehemmt an den Kapitalmarkt appellieren, so würde da- 
durch nicht nur der Kriegsanleihenmarkt eingeengt, — 
wenn auch vielleicht nicht in dem von der Regierung für 
möglich gehaltenen Umfange — sondern es würde auch 
ein Wettlauf der Aktiengesellschaften, Kommunen usw. 
entstehen, der zu sehr unschönen Erscheinungen ausarten 
könnte Und es würden sich vielleicht schon heute 
manche unliebsamen Parallelen zur Gründerzeit unseligen 
Angedenkens ziehen lassen können. 
an sich also ist von Nutzen. 


Die Rationierung 
Aber auch sie muss da ihre 
Grenzen haben, wo es sich um Unternehmungen handelt, 
die im Dienste der Heeresbehörden und der Kriegswirt- 
schaft arbeiten. Es ist ja bekannt, — und auch Professor 
Leitner bat kürzlich in einem ausgezeichneten Artikel 
im „Plutus“ erwähnt, — dass das Hindenburg-Programm 
von der Industrie Investierungen von Mitteln verlangt, 
die die Kräfte auch von Unternehmungen mit sehr breiter 
Kapitalsbasis und erheblichen stillen Reserven oft bei 
weitem übersteigen. Nun werden gewiss Beiträge zu den 


Neubauten vou der Heeresverwaltung gewährt, und auch 
die Vorschüsse dieses Auftraggebers erreichen oft einen 
sehr erheblichen Umfang, wenn diese auch naturgemäss 
nicht zu dauernden Investitionen verwandt werden. Aber 
es scheint doch, als ob häufig diese Hilfe der Heeresver- 
waltung nicht ausreicht, um den Werken die Bewältigung 
sehr grosser Aufgaben zu erleichtern. Denn, darüber 
muss man sich doch klar sein: Aus Luxusübermut wird 
das Stahlwerk Becker nicht einen 15 Mill.-Kredit in An- 
spruch nehmen. Es liegt hier also zweifellos in vielen 
Fällen eine Zwangslage vor, die Unternehmungen, die 
mit Hochdruck arbeiten, aber gleichzeitig auch bedeutende 
Programme an Neu- und Umbauten, Maschinenanschaffun- 
gen usw. erledigen müssen, nahelegt, sich sehr beträcht- 
liche neue Mittel zu verschaffen. Der Ausweg der Kapi- 
talserhöhung steht ihnen anscheinend nicht offen; denn 
die behördliche Erlaubnis wird vielleicht erst auf dem 
Wege sehr langfristiger Verhandlungen und auch dann 
nicht bestimmt zu erlangen sein. Nun ist allerdings der 
Weg der Bankkredite gangbar, aber Kredite in derartiger 
Iiöhe, bei denen nicht die Aussicht auf Ablösung durch 
Alktienemission in absehbarer Zeit besteht, werden nicht 
sehr freigiebig gewährt. Da bleibt denn eben als goldener 
— dies keineswegs im Sinne des Handelsministers — 
Mittelweg die Uebernahme des Kredites durch die Bank 
in Form einer Anleihe, aber einer solchen, die durch 
Weiterbegebung der Anleihestücke, hier der Schuldscheine 
nach Belieben abgewälzt und reduziert werden kann. 
Natürlich ist das eine Umgehung der Bundesratsbestim- 
mungen insofern, als eben Kapital, das — durch Ver- 
mittelung der Bank — sonst als Kriegsanleihe-Zeichnung 
hätte Verwendung finden können, absorbiert worden ist. 
Aber das Gleiche wäre es ja gewesen, wenn die Bank 
ciren einfachen ungedeckten Kredit in der gleichen Höhe 
gegeben hätte. Dann müsste man, will man schon konse- 
quent sein und will man nicht nur die Mittel des offenen 
Geldmarktes, sondern auch die Depositengelder der Ban- 
ken auf ihre Verwendung hin kontrollieren, den Banken 
die Freibeit der Kreditgewährung beschneiden. Will mau 
das direkt oder indirekt — durch Androhung von noch 
richt näher angegebenen Massnahmen, — dann muss man 
ıber auch auf der anderen Seite dafür Vorkehrungen 
(reflen, dass der Industrie, insofern ihr intensives Arbeiten 
eine Lebensnotwendigkeit für unsere Kriegswirtschaft dar- 
stellt, die Kapitalsbeschaffung auf geraden Wegen ermöglicht 
wird. Die allzu knappe Bemessung der „Geldkarte“ führt 
eb en, wie überall beim Rationierungssystem, „naturgemäss“ 
zu:n Schleichhandel. 


Gedanken über den Geldmarkt, 


Das Ereignis der vergangenen Woche, das Friedens- 
angebot der Donaumonarchie, hat naturgemäss auch auf 
den Devisenmärkten. deutliche Spuren hinterlassen, Die 
neutralen Devisenmärkte, zweifellos in ihrer Bedeutung 
‚tzt zumeist bedeutend überschätzt, sind heute zu wilden 
Spekulationsnestern geworden. Der reguläre Devisen- 
verkehr spielt ja bei weitem nicht mehr die Rolle, die 
ihm vielfach noch zuerkannt wird. Auch in den neutralen 
Ländern beschränkt sich der Handel heute auf die vom 
St:ate kontrollierten Güterlieferungen, die sich zumeist 
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nicht gegen Barzahlungen abwickeln, sondern im Wege 
des Kompensationsverkehrs. Auch der Wertpapierverkehr 
mit dem Auslande ist nicht mehr sehr bedeutend. 
Berufsmässige Vermittler von Börsengeschäften, Kaufleute 
aller Art, aber auch der grosse Tross von Unberufenen 
und Mitläufern, die aus solchen Gewinnen Luxuskäufe 
oder auch nur die Kosten eines Teils der auch dort sehr 
verteuerten Lebenshaltung bestreften wollen, wohlhabende 
und minderbemittelte Müssiggänger, die das Spiel lockt, 
nicht zum geringsten Teil die edle Weiblichkeit aller 
Beruf stände, setzen die Scharen zusammen, deren Ab- 
schlüsse die Devisenkurse bestimmen; was ehedem in 
Aktien oder Waren sich auslebte, aber in diesen Ländern 
hierzu nur geringe Gelegenheit findet, spekuliert jetzt in 
Valuten, wofür die täglichen Kriegsberichte, die Reden 
der Staatsmänner, die Urteile der Politiker Anhaltspunkte 
geben. So schildert ein aus dem neutralen Ausland 
zurückgekehrter Berichterstatter in der „Neuen freien 
Presse“ die Devisenmärkte in Holland, der Schweiz und 
den nordischen Ländern. Dieses Mal hat, so scheint es, 
die Spekulation auf den Devisenmärkten gehörig Haare 
lassen müssen. Als nämlich die ersten militärischen Er- 
folge der Entente an der Westfront kamen, hatte man 


daraus keineswegs das Herannahen des Friedens ge- 


schlossen, sondern mit einem zäheren Widerstand und 
Rückeroberungsabsichten Deutschlands gerechnet. Diese 
Anschauung führte als Folge der für wahrscheinlich ge- 
haltenen langen Kriegsdauer, zu starken Börsenengagements 
in den Devisen aller Kriegführenden. Kurz vor Ver- 
öffentlichung der österreichischen Note setzten aber 
„Schnauz*-Aktionen der Entente-Agenten ein, die den 
Spekulanten etwas Furcht einzuflössen geeignet waren. 
Als nun auch die Friedensaktion Graf Burians bekannt 
wurde, stellte sich eine ziemlich grosse Nervosität ein, und 
die Devisenkurse hatten erhebliche Aufwärtsbewegungen 
zu verzeichnen. Die Sterlingdevise stieg in Amsterdam 
von 15,75 auf 16,05, in Stockholm von 14,20 auf 15, die 
Frankdevise in Amsterdam von 37,40 auf 38,25, in Kopen- 
hagen von 60,75 auf 62, in Stockholm von 54 auf 55,50 und 
in Zürich gar von 80,75 auf 82,23. Sehr bedeutend waren 
auch die Kursgewinne der Devisen der Mittelmächte. So 
wurde die Markdevise in Kopenhagen von 50,75 auf 53, 
in Stockholm von 45,50 auf 50 und in Zürich von 67,75 
auf70 heraufgesetzt, während dieKronendevise in Amsterdam 
von 17,30 auf 18,65 und in Zürich von 37,40 auf 40½ 
ging. Als aber die ersten offiziösen und Presseäusserungen 
aus den Ententeländern herüberkamen, als Balfours kalt 
abweisende Stellungnahme bekannt wurde und Clemenceau 


seine hassdurchzitterte, fanatische „Vernichtungsrede“ hielt, 


fiel ein Reif auf die zarten Frühlingsblüten an den Devisen- 
märkten und knickte sie gar jämmerlich. Schon nach 
wenigen Tagen waren, vor allem bei den Devisen der 
Mittelmächte, die Kursgewinne der zwei mit Friedens- 
hoffnungen erfüllten Tage verlorengegangen. — In 
Frankreich machte man übrigens für das, wie erwähnt, 
schon kurz vor Bekanntwerden des Friedensangebotes sich 
einstellende langsame Wiederanzichen der Frankendevise 
noch andere Gründe geltend. Es wurde nämlich daran 
erinnert, daß Frankreichs finanzielle Lage sich dadurch 
gebessert habe, daß jetzt der Augenblick eingetreten sei, 
in dem die Ausgaben Amerikas für seine in Frankreich 
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kämpfenden Truppen den französischen Geldausgaben in 
Amerika für Einkäufe aller Art die Wage halten. Da 
ausserdem die Amerikaner in Frankreich bedeutende Be- 
träge für das französische Rote Kreuz und für ihre Hilfs- 
aktionen auswerfen, so werde allmählich Frankreichs 
Zahlungsbilanz gegenüber Amerika aus einer seit 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


@.-V.: Gardinenfabrik Plauen, Schlesische 
Textilwerke Methner & Frahne, Zucker- 
fabrik Neuwerk, Flensburger Schiffbau- 
Gesellschaft. \ 


Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — G.- P., Reinickendorf- 
dorf-Liebenwalder-Gross-Schönebecker 
Eisenbahn, Freiherrlich v. Tuchersche 
Brauerei, Zuckerfabrik Alt-Jauer, Mühle 
Rüningen. 

Reichsbankausweis. — G. F., Ver. Stahl- 
werke van der Zypen und Wissener 
Eisenhütten - Akt. - Ges., Hildesheim- 
Peiner Kreis - Eisenbahn, Cuxhavener 
Hochseefischerei, VogtländischeSpitzen- 
weberei in Plauen. 


Bankausweis New York. — G.-V.! Ober- 
schlesische Bierbrauerei Händler, 
Patentpapierfabrik Penig, Gernroder- 
Harzgeroder Eisenbahn, Pfälzische 
Pulverfabriken St. Ingbert, Zeitzer 
Eisengiesserei und Maschinenfabrik, 
Friedrichshütte, Ver. Gummiwaren- 
fabriken Harburg-Wien, Pressspanwerk 
Untersachsenfeld, Bleistiftfabrik vorm. 
Johann Faber. 


@.-V.: Rheinisch-Westfäl. Kohlensyndikat, 
Ver. Chemische Werke Charlottenburg, 
August Wegelin Akt.-Ges. für Russ- 
fabrikation, Lausitzer Eisenbahn- Ges., 
Kupferwerke Deutschland, Jutespinnerei 
und Weberei Cassel, Brandenburgische 
Städtebahn, Süddeutsche Eisenbabn- 
Gesellschaft, Königsberger Kleinbahn, 
Neu- Westend Akt.-Ges. für Grundstücks- 

verwertung, Akt.-Ges. für Mineralöl- 
industrie Berlin - Schöneberg, Nord- 
deutsche Holzindustrie Akt.-Ges. Kö- 
nigsberg, — Schluss der Zusammen- 
legungsfrist Schlesische Kohlen- und 


Mittwoch, 
25. September 


Donnerstag, 
26. September 


Freitag, 
27. September 


Sonnabend, 
28, September 


m 


Montag, 
30. September 


Kokswerke. — Schluss des Bezugsrechts 
Aktien C. Lorenz Akt.-Ges. 
Dienstag 8 s 
E Oklöber @.-P.: Stahlwerk Oeking. 
@.-V.: Porzellanfabrik C. M. Hutschen- 
110 880 h, reuther Akt.-Ges., Jutespinnerei und 
i a Weberei Hamburg-Harburg. vi 
Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Deutsche Linoleum- 
D werke Rixdorf Akt.-Ges., Hamburgische 
Prentan Elektrizitätswerke,NorddeutscheGummi- 
eie und Guttaperchawarenfabrik vorm. Fon- 


robert & Reimann, Köln-Lindenthaler 
Metallwerke. 


5) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer Über alle für Ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. Uber 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 

arin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten missen. In,Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
assen, 


Reichsbankausweis. — C.- V., Fentscher 
Hütten - Akt.- Ges. in Liq., Lothringer 
W Hüttenverein Aumetz-Friede in Liq., 
g Neue Hansaviertel- Terrain - Akt. - Ges. 
in Liq., Plauener Spitzenfabrik. 
Bankausweis New York. — @.-V.: Sonder- 
mann & Stier, E. F. Ohles Erben, Hart- 
i 9 88 wig & Vogel Akt.-Ges., Cartonnagen- 
1 Maschinen-Industrie undFaconschmiede- 
Akt.-Ges. in Liq., Gothaer Waggonfabrik. 
Montag, G. - V.: Vogt & Wolf Akt,-Ges., Erste 
7. Oktober Berliner Malzfabrik. 
Dienstag, | @.-V.: Nienburger Eisengiesserei, Weyers- 
8. Oktober berg, Kirschbaum & Co. 


Verlosungen: 
25. September: Pariser 2 u. 23/,%, 
I. Metr. - Eisenb. - Anl. (1899, 1910). 
30. September: Braunschweiger 
20 Tir, (1868), Freiburger 50 Fr. (1887), 
Lenzburger 40 Fr. (1885). 1. Oktober: 
3½ % Gothaer Prämien-Pfandbr. (1871), 
Neue Oesterr. Rote Kreuz (1916), 3%, 
Rotterdamer 100 Gld. (1868), 21/,%, 
Stuhlw.-Raab-Grazer Eisenb. 100 Tir., 
4% Theiss-Regulierung 100G1d.(1880), 
Türkische 400 Fr. (1870). 5. Oktober: 
Credit foncier de France 2 u. 3% 
Comm. -Obl. (1879, 1880, 1891, 1899), 
desgl. 3% Pfandbr. (1909), Pariser 
2½ u. 3% 400 Fr. (1894/96), Pariser 
300 Fr. (1912), Pester I. Vaterländischer 
Sparcassa-Verein 100 Kr. (1906), 2% 

|| Brüsseler Maritime 100 Fr. (1897). 


mehreren Jahren passiven nunmehr aktiv. Die Ameri- 
kaner müssten jetzt Francs aufkaufen und steigerten so 
den Kurs der Divise Paris. Die Franzosen aber können, 
so schreiben sie triumphierend, mit dem Sold, den sie in 
Dollar erhalten, einen Teil ihrer Ankäufe in England 
bezahlen, das die Dollardevise für seine Ankäufe in 
Amerika braucht. Die Besserung des Franken gegenüber 
der Dollar- und Sterlingdevise sei also mehr als eine 
vorübergehende Erscheinung spekulativer Natur. — Wenn 
es in den letzten Tagen dann auch noch zu einem An- 
ziehen der Sterlingdevise ın Amsterdam kam, so hat das 
seinen Grund in der Erwartung einer Entente-Anleihe! in 
Holland, bei der England die Führung haben soll. Es 
war von 200 Mill. Gulden die Rede, für die Deckung in 
6% igen Treasury Bills gegeben werden soll. Unter 
anderem soll sich die holländische Reedervereinigung 
mit einem erheblichen Betrag daran beteiligen. Es ist 
kaum anzunehmen, dass man in Holland diese Anleihe 
bewilligen wird, ohne sich von England Erleichterungen 
auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung zusichern zu 
lassen. jedenfalls hat dies die Presse sogleich beim Be- 
kanntwerden des Anleiheprojekts energisch verlangt. 

An der Börse war die österreichische Note mit 
einer gewissen Beunruhigung aufgenommen worden, weil 
man nicht klar sah, ob hier eine von Berlin gebilligte 
Sonderaktion der Monarchie vorlag, oder ob man in Wien 
Politik auf eigene Faust machte, Unter dem Druck dies, 
Beklemmungen hatte die Tagesspekulation Abgaben vor- 
genommen. Das Publikum ist aber auch dieses Mal der 
berufsmässigen Spekulation nicht gefolgt, wie es denn 
überhaupt sich durch die Auffassung der Börsenkreise 
nicht besonders beeinflussen lässt, Sei es, dass es die 
politischen Verstimmungen de Börse als unbegründet 


ansah, oder dass man sich in Publikumskreisen, wo man 
nicht, wie an der Börse, nur den Händlerstempel, sondern 
den erhöhten Umsatzstempel zu zahlen hat, es heute erst: 
sorgfältig überlegt, ehe man zu vorübergehenden Ver- 
käufen und zu Blankoabgaben schreitet, oder, dass man 
der Anlage in barem Gelä eine so geringe Vorliebe ent- 
gegenbringt, dass man die Effekten selbst um dem Preis 
eines akuten Risikos behalten will — das Kursniveau 
senkte sich nicht. Und die Spekulation sah sich zum 
Schluss genötigt, nicht ohne Schaden zu Rückkäufen zu 
schreiten. 


Der neunten Kriegsanleihe sieht man, wie in Börsen- 
kreisen, so überall mit dem Gefühl entgegen, dass auch 
diesmal ein grosser Erfolg sicher ist. Die wieder stark 
angeschwollenen Guthaben bei den Sparkassen und auf 
dem Konto der täglich fälligen Verbindlichkeiten der 
Reichsbank — 8,92 Milliarden A nach dem letzten Bank- 
ausweis! — reden eine deutliche Sprache. Ausserdem werden 
zum Oktobertermin sehr grosse Couponbeträge fällig,undauch 
die Auszahlungen auf die aufgesammelten russischen Coupons, 
die jetzt erfolgen sollen, werden zum erheblichen Teil 
gewiss der Anlage in Kriegsanleihe dienstbar gemacht 
werden. Höchstwahrscheinlich wird diesmal ein höherer 
Prozentsatz der Zeichnungen als bisher auf die 4½ / igen 
Schatzanweisungen entfallen. Denn dieses Mal ist man 
den früher vielfach geäusserten Wünschen enigegenge- 
kommen, kleinere Stücke als 1000 #4 auszugeben. Durch 
die jetzt angekündigten 500-. Stücke wird einem weit 
grösseren Kreis von Sparern Gelegenheit gegeben, die 
changenreichen Schatzanweisungen zu erwerben. — In ab- 
sehbarer Zeit soll nun auch endlich wieder einmal eine 
französische Anleihe das Licht der Welt erblicken. 
Man weiss bisher von ihr nur, dass sie 4% ig, steuerfrei 
und nicht vor 25 Jahren konvertierbar sein soll. Ein 
Höchstbetrag der Änleihe ist bisher noch nicht angegeben 
worden, es wird also wohl nach deutschem Muster ein 
unbegrenzter Betrag zur Zeichnung aufgelegt werden. 
Es war zu erwarten, dass die Republik den ersten Anlass, 
den ihr militärische oder politische Erfolge geben würden, 
benutzte, um mit der Anleihe, mit der Herr Klotz nun 
seit 1½ Jahren schwanger geht, hervorzutreten. Die 
letzte französische Anleihe ist im Dezember 1916 aufge- 
nommen worden. Ihr Anfang 1917 bekanntgewordenes 
Ergebnis stellte sich auf 14,9 Milliarden Frs. Nominal- 
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Zeichnungen, die, zum Kurswert umgerechnel, einen Betrag 
von 10,28 Milliarden ergaben. Wie bei den beiden vor- 
angegangenen 5% igen Anleihen — die oben erwähnte 
war 4% ig, — die Beträge von 15,2 resp. 11,3 Milliarden 
Fres. nominal und 13,2 resp. 9,996 Milliarden Fres, 
effektives Kapital erbrachten, wurde ein grosser Teil 
der Zeichnungen nicht in barem Geld geleistet, sondern 
es fanden sehr viel Umtauschoperationen von den Be- 
sitzern älterer Anleihen statt, die ihre Stücke in Zahlung 
gaben. Aehnliche Vorgänge werden wohl auch dieses 
Mal der nach langem Zögern nun endlich aufgelegten 
vierten Anleihe zu einem zahlenmässig nach aussen gut 
wirkendem Erfolg verhelfen. Sind doch u, a. in der an- 
leihelosen Zeit allmählig grosse Beträge der nationalen 
Verteidigungsscheine in den Verkehr gepumpt worden, 
die, ebenso wie ältere Anleihen und Kriegsanleihen um- 
getauscht werden können. Für Herrn Klotz, den Finanz- 
minister, ist jedenfalls die neue militärische Lage ein 
Geschenk des Himmels. Er wusste in der Tat nicht mehr 
ein und aus, Eine Inlands-Anleihe zu placieren erschien 
bis vor kurzem noch unmöglich, die nationalen Verteidi- 
gungsscheine wurden in den letzten Monaten nur noch 
in geringen Beträgen abgesetzt, trotz der gewaltigen Er- 
höhung der Steuern waren aber die Staatseinnahmen seit 
Anfang des Jahres beträchtlich gesunken. Es ergab sich 
schon für die ersten vier Monate 1918 ein Defizit von 
177,85 Mill, Frcs, gegen den Voranschlag und von 
111,13 Mill. Fres. gegen das Vorjahr. Diese Bewegung 
hat sich im Mai fortgesetzt auf ein Defizit von 212,66 Mill. 
Frcs. gegenüber dem Voranschlag und 113 Mill. gegen- 
über den Vorjahrseinnahmen. Insbesondere die Zölle 
ergaben verringerte Einnahmen, und ‚die neue Luxussteuer 
erfüllte die auf sie gesetzten Erwartungen nicht. So sah 
sich denn der Minister bereits genötigt, ein amerikanisches 
— nicht billiges — Darlehen von 1250 Mill. Fres. in 
Anspruch zu nehmen und ausserdem die Grenze der dem 
Staat bei der Bank von Frankreich offenstehenden Kredite 
um 3 Milliarden zu erhöhen. Heute, nachdem bereits aus 
den amerikanischen Geldern bei der Bank eine Abzablung 
von 1 Milliarde geleistet worden ist, beträgt die Schuld 
immer noch fast 18½½ Milliarden. Nun hofft Herr Klotz, 
aus all diesen Nöten zunächst durch das Ergebnis einer 


grossen Inlandsanleihe befreit zu werden. — Ob ihm 
Hindenburg einen Strich durch die Rechnung macht“ 
Justus. 


Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Oolliswirtſchaft und des Rechte. 


Der Herausgeber des Plutus behält 
besprechen. 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher 
Vorsinsendung des Botrogen oder gegen 


Emil Rathenau und das elektrische Zeitalter. Von 
Felix Pinner. Mit einer Heliogravüre. Leipzig 1918. 


Akademische Verlagsgesellschaft m. b H. Preis: geh. 
of 12,60, geb. o% 15.60. 

Vorwort. — Literatur. — Jugendjahre. — Zwischen- 
spiel. — Wirtschaftliche Vorbedingungen. — Technische 
Vorbedingungen. — Licht. — Der deutsche Edison. — 
Edison-Gesellschaft. — Zentralisation. — A. E. G. — Aus- 
dehnung und Befreiung, — Das Finanz- und Trustsystem. 


sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


— Krisis, — Konzentration. — Weltwirtschaft. — Gross- 
kraftversorgung.-— Gemischt-wirtschaftliche Unternehmung. 
— Charakterbild. 


Walther Rathenau. Gesammelte Schriften in 5 Bänd. 
Berlin 1918. S. Fischer Verlag. Preis: geh. # 25.—, 
geb. A 35,—, in Halbleder % 48,—. 

Band I: Zur Kritik der Zeit. — Band II: Zur Me- 

chanik des Geistes oder vom Reich der Seele. — Band III: 

Von kommenden Dingen. — Band IV: Von Schwachheit, 


Furcht und Zweck. — Ein Traktat vom bösen Gewissen. 
— Das Grundgesetz der Aesthetik. — Widmungen. — 
Geschäftliche Lehren. — Vom Wesen industrieller Krisen. 
— Vier Nationen. — Massengüterbahnen. — Promemoria 
betreffend die Begründung einer königlich - preussischen 
Gesellschaft. — Schule und Bildung. — Ungeschriebene 
Schriften. — Physiologisches Theorem. — Zur Physiologie 
der Geschäfte. — Die Resurrection Co. — Talmudische 
Geschichten. — Band V: Gedächtnisrede für Emil Rathe- 
nau. — Deutschlands Rohstoffversorgung. — Probleme 
der Friedenswirtschaft. — Eine Streitschrift vom Glauben. 
— Vom Aktienwesen. — Die neue Wirtschaft. 


Volkswirtschaftsiehre. Grundbegriffe und Grundsätze 
der Volkswirtschaft. Populär dargestellt von Carl 
Jentsch. 33.—38. Tausend, 4. verbesserte und ver- 
mehrte Auflage, besorgt von Dr. phil. Anton Hein- 
rich Rose. Leipzig 1918. Verlag von Fr. Wilh. Grunow. 
Preis: geh. A 4.80, geb. , 6.50. 

Vorwort. — Carl Jentsch. — Wirtschaft, Volkswirt- 
schaft, Weltwirtschaft. — Volkswirtschaftslehre. — Der 
Mensch als Zweck und Träger der Volkswirtschaft. — 
Naturgesetze der Volkswirtschaft. — Die wirtschaftliche 
Natur des Menschen. — Von den Gütern, — Vom Werte. 
— Vermögen. Der Wirtschaftsprozess. Produktion 
und Produktionsfaktoren, — Die Natur. — Die Arbeit. — 
Die Produktivität der Arbeit. Produktivität und Renta- 
bilitä. — Das Eigentum. — Das Kapital. — Geld und 
Währung. — Kredit, Zins, Wucher. — Güterumlauf, Han- 
del, Handelsbilanz, Freihandel und Schutzzoll, Börse. — 
Einkommen und Einkommenverteilung. — Teilung des 
Volkseinkommens in Arbeitslohn und Rente; Die drei 
Rentenarten: Unternehmergewinn, Kapitalzins, Grundrente. 
— Privatwirtschaft mit freier Konkurrenz und Kommunis- 
mus, — Die gegenwärtige Lage der Welt und unseres 
Vaterlandes in wirtschaftlicher Beziehung. — Die volks- 
wirtschaftlichen Lehren des Weltkrieges. — Einige Leit- 
sätze nebst Ratschlägen für das Selbststudium. 


Der britische Wirtschaftskrieg und seine Metho- 
den. Von Otto jöhlinger, Redakteur der Nord- 
deutschen Allgemeinen Zeitung und Dozent am Orienta- 

lischen Seminar der Berliner Universität. Berlin 1918. 

Verlag von Julius Springer. Preis: geh. M Ihm 

Vorwort. — Deutschland und England in der Welt- 
wirtschaft, — Der Begriff „Feind“ in englischer Auffassung. 
— Handels- und Zahlungsverbote. — Zwangsverwaltung. 
— Das Vorgehen gegen „ſeindliche“ Banken. — Die 
Zwangsliquidation. — Schwarze Listen. — Englands Vor- 
gehen gegen die Neutralen. — Die Verletzung des Patent- 
rechtes, — Britisches ‚Seerecht im Kriege. — Der U-Boot- 
Krieg und der verschärfte Handelskrieg. — Schlussbe- 
trachtungen. — Literatur. — Sachverzeichnis. 
Umsatzsteuergesetz mit den Ausführungsbe- 

stimmungen des Bundesrats. Erläutert vom Ge- 
heimen Oberjustizrat Otto Lindemann, Vortragender 
Rat im Justizministerium. Berlin 1918. J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung. Preis: o# 5.50. 

Verzeichnis der Abkürzungen. — Einleitung. — Um- 
satzsteuergesetz: Allgemeine Steuer auf Lieferungen und 
sonstige Leistungen, — Erhöhte Steuer auf Luxusgegen- 
stände. — Steuerberechnung und Verfahren. — Sıraf- 
übergangs- und Schlussbestimmungen. — Ausführungs- 
bestimmungen des Bundesrats. — Sachregister. 

Die Juden in Litauen. Geschichte. Bevölkerung und 
Wirtschaft. Politische Forderungen. Von Leo Kosen- 
berg. Berlin-München 1918. Verlag der Neuen jū- 
dischen Monatshefte. Preis: e, 1.50. 

Kernpunkte liberaler Wirtschaftspolitik nach 
dem Kriege. Von Dr. F. Helversen. Karlsrube i. B. 
1918. G. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag. 
Preis: o# l=. 

Die Seehafenpolitik der "deutschen Eisenbahnen 
und die Rohs toffversorgung. Von Dr. Erwin von 
Beckerath, Privatdozent an der Universität ‚Leipzig. 
Berlin 1918, Verlag von Julius Springer. Preis: geh. 
M 11.—. 


282 


Tariftechnische Einführung. Die Rohstoffversorgung, 
der Rohstoffhandel und die Einfuhrhäfen. — Die See- 
hafentarife, der Kampf um das Seehafengebiet und die 
allgemeine Ausgestaltung des Seehaſentarifsystems. 
Der Bremer Baumwollmarkt und die Baumwolltarife. — 
Der Ausbau der Seehafentarife im Rahmen der allgemeinen 
Verkehrspolitik. — Anlagen. 


Die Steuern Oesterreichs im Frieden und im 
Krieg. Von Dr. Paul Grünwald, Oberfinanzrat im 
k. k. Finanzministerium. Stuttgart 1918. Verlag von 
Ferdinand Enke. Preis: c# 9,40. 

Vorwort. — Einleitung. — Die Steuerverfassung 
Oesterreichs. — Die Entwicklung des österreichischen 
Steuerwesens bis zum Beginn des Weltkrieges. — Die 
Grundsteinlegung zum österreichischen Steuerwesen in der 
ersien Hälfte des 19. Jahrhunderts. — Der fiskalische 
Aufbau des österreichischen Steuersystems in der Zeit von 
1849 bis zur Personalstenerreform von 1896. — Die Pe- 
riode des sozialen Ausbaus des Steuersystems und die 
Versuche einheitlicher Organisierung des staatlich-auto- 
nomen Abgabewesens von der Personalsteuerreform des 


Jahres 1896 bis zum Ausbruch des Weltkrieges. — Die 
Steuern im Weltkriege. — Ueberblick über den Werde- 
ang. — Die Kriegssteuern im einzelnen. — Ergebnisse 


und Ausblicke. — Nachtrag. — Anhang. 


Das Recht der Aktie. Aktienrechiliche Streitfragen. I. 
Von Dr. Emil v. Hofmannstal, Schriftführer des 
Oesterreichischen Aktionärvereins. Wien 1918. Manz- 
sche k. k. Hof- und Verlagsbuchhandlung. Preis: 3,30.Kr. 

Einleitung. — Die Gesellschaftssabotage. — Das Stimm- 
recht der belehnten Aktien. — Die neuen Aktien den 
alten Aktionären. — Schutz einer Aktienkategorie gegen 
die andere. — Strafgesetz und Aktionäre. — Die Rechte 
des Aktionärs ausserhalb der Generalversammlung. — 

Typen des Wirtschafislebens. — Die Ausgleichordnung 

in ihrer Anwendung auf Aktiengesellschaften und Gesell- 

schaften mit beschränkter Haftung. — Dividende und No- 


minale. — Die Einkommensteuerpflicht des Aktienbezugs- 
rechts. — Offener Brief an die Herren Kestranek und 
Feilchenfeld. — Die Umstempelung amortisabler Aktien 


Umsatzsteuergesetz und Luxussteuer vom 26. Juli 
1918 mit den Ausführungsbestimmungen. Für 
den praktischen Gebrauch erläutert von Dr. jur. Fritz 
Koppe und Dr. rer. pol. Paul Varnhagen. Berlin. 
Mit Anmerkungen, Beispielen, Mustern, Buchführungs- 
schema und Sachregister. Berlin 1918. Industricverlag 
Spaeth & Linde. Preis: % 7,30. 


Einführung. — Erläuterung. — Allgemeine Steuer 
auf Lieferungen und sonstige Leistungen. Erhöhte 
Steuer auf Luxusgegenstände. — Steuerberechnung und 


Verfahren. — Straf-, Uebergangs- und Schlussbestirä.nun- 
gen. Anhang: Buchführungsbeispiele, Rücklagever- 
ordnung etc. 

Die Bodenreform. Grundsätzliches und Geschichtliches 
zur Erkenntnis und Ueberwindung der sozialen Not. 
Von Adolf Damaschke. 71.—85. Tausend. 15. durch- 
gesehene Aufl. Jena 1918. Verlag von Gustav Fischer. 
Preis geh. 4.—, geb. M 5.50 

Weder Mammonismus noeu Kommunismus! Das 

Problem. — Der Mammonismus. — Der Kommunismus. 

— Die Bodenreform. — Die Bodenreform und die in- 

dustrielle Entwicklung: Stand und Bedeutung der Woh- 

nungsfrage. — Wohnungsbau durch Gemeinden und Bau- 
genossenschaften. — Die Bauordnung. — Die Grundwert- 
steuer. — Die Zuwachssteuer. — Vom Gemeindegrund- 
eigentum. — Industrielles Neuland. — Zur Hypotheken- 
frage. — Der Schutz der Bauhandwerker. — Genossen- 
schafts- und Gewerkschaſtsfragen. — Die Bodenreform 
und das Agrarproblem: Die Ursachen der landwirtschaft- 
lichen Not. — Die Enischuldigung. — Zinsen und Steuern. 

— Die Allmende. — Die Innenkolonisation. — Die Bo- 

denreform in Israel. — Die Bodenreform in Hellas. — 

Die Bodenreformkämpfe in Rom und ihre Lehren. — 

Henry George. — Die Hohenzollern und die Bodenreform. 

— Der Weltkrieg im Lichte der Bodenreform: Die Boden- 
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frage in Russland. — Die Bodenfrage in England. — Die 
Bodenfrage in Deutschland. — Namenverzeichnis. 


Soziale Wohnungsreform. Allgemein- wirtschaftliche 
Vorschläge zu einer durchgreifenden Aenderung der 
gesamten Boden-, Bau-, Haus- und Wohnungswirtschaft. 
Von Georg Heyer. Berlin 1918. Puttkammer & Mühl- 
brecht Buchhandlung für Staats- und Rechtswissenschaft, 
Preis geh. A 3.50. 

Die Notwendigkeit einer durchgreifenden Wohnungs- 
reform. — Die Vorschläge zur Umgestaltung. — Die Ab- 
schätzung. — Die Verschuldungsgrenze. — Die Abbür- 
dung der Mehrschulden. — Die Ablösung der zweiten 
Hypotheken. — Die Tilgung der Ueberwertung am 
Boden. — Die Tilgung der I. Hypotheken und der Ge- 
bäudewerte. — Die Neugestaltung der Steuern. — Der 
Zwangswohnungsnachweis mit Statistik und Mietsausfall- 
versicherung. — Die Verteuerung der Baukosten und die 
Mittel zu ihrer Abbürdung. — Die Verbilligung der Bo- 
denpreise. — Die Umgestaltung der alten Wohnviertel. 
— Die Mittel für die Bauwirtschaft in der Uebergangszeit. 
— Schlussbetrachtungen. 


Gewerbliche Zwangsverbände und Stilllegungen. 
Von Dr. Arthur Starke, Rechtsauwalt in Berlin. 
Berlin 1918. Verlag von Franz Vahlen. Preis o% 2.—. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der Zwangsverbände. 

— Die Rechtsentwicklung. — Die Rechtsverhältnisse der 

Zwangsverbände, — Zusammen- und Stilllegungen. 


Wucher und Kettenhandel. Zwei Gutachten. Von 
Dr. Friedrich Bendixen. Direktor der Hypotheken- 
bank in Hamburg. Hamburg 1918. Verlag von C. Boysen. 
Preis Æ 1.—. 

Der Kettenhandel als Kriegserscheinung. Von Dr. 
Julius Hirsch und Staatsanwalt Dr. Carl Fa le k. 
Sonderheft aus Beiträge zur Kriegswirtschaft. Heraus- 
gegeben von der Volkswirtschaftlichen Abteilung des 
Kriegsernährungsamtes. Berlin 1917. Verlag der Bei- 
träge zur Kriegswirtschaſt. Reimar Hobbing 
(Sonder-Konto). Preis 1.20. - 

Der Kettenhandel in wirtschaftlicher Darstellung. Von 
Prof. Dr. Julius Hirsch. — Preis und Preiswucher. — 
Wesen des Kettenhandels. — Seine Vorläufer, — Die 
besonderen Entstehungsursachen im Kriege. — IIauptträger 
des Kettenbandels. — Die Kriegshandelsvermiltler, — Die 
Formen des Kettenhandels. — Die einfache Kette. — Das 
Geschäft für gemeinsame Rechnung. — Der Wiederaufkauf 
nach beendetem Handelswege. — Die Inseraten- und Preis- 
listenhändler. — Reines Spekulantentum im Kettenhandel 
an Börsen und Winkelbörsen. — Wirtschaftliche Beurteilung 
des Kettenhandels. — Die Bekämpfung des Kettenhandels. 
Von Staatsanwalt Dr. Carl Falk. Die Anwendung der 
allgemeinen Kriegswucher-Gesetzgebung gegen den Ketten- 
handel. — Der Erlaubniszwang für den Gross- und 
Zwischenhandel mit Lebens- und Futtermitteln. — Die 
Regelung des Zeitungsanzeigenwesens. — Die Straf- 
besiimmung gegen den Kettenhandel. 


Stadt und Land. Von Julius Kaliski. Schützen- 
grabenbücher für das deutsche Volk. Berlin 1917. 
Verlag von Karl Siegismund. Preis —. 20 . 

Wie die Stadt das Land entdeckte. — Leistungen der 

Produktion. — Produzenten und Konsumenten. — Sind 

die Vorwürfe gegen die Landwirtschaft gerechtfertigt? — 

Wer ist die Landwirtschaft? — Freihandel und Schutzzoll. — 

„Billige Preise!“ — Industrie und Landwirtschaft gehören 

zusammen. — Gemeinschaftsarbeit. 


Die nordische Brücke. Von R. Norrlander und S. 
Sario. Mit 3 Karten. Heft 5 der Beiträge und Urkunden 
zur Zeitgeschichte. „Die russische Gefahr.“ Heraus- 
gegeben von Paul Rohrbach. Stuttgart 1917. Ver- 
lag von J. Engelhorns Nachf. Preis 1.50 oM. 

Einleitung. — Die Brücke. — Petersburg. — Das Problem 
des Nordens. — Finnland. — Finnland und Russland. — 

Die Entrechtung und Vergewaltigung Finnlands. — Finn- 

land und Deutschland, 


Die russische Revolution. Von Dr. Paul Rohrbach 
und AxelSchmidt. Heft 7 der Beiträge und Ur- 


kunden zur Zeitgeschichte. „Die russische Gefahr.“ 
Herausgegeben von Paul Rohrbach, Stuttgart 
1917. Verlag von J. Engelhorns Nachfolger. 
Preis 1.50 . 

Einleitung. — Die Revolution von 1905, - Der 
russische Imperialismus, — Der Kampf des Dumablocks 
mit der Regierung. — England und die Revolution. — 
Der Ausbruch und der erste Verlauf der Revolution, — 
Ausblick. 


Das Ende des kolonialpolitischen Zeitalters 
Grundzüge eines wirtschaftsorganischen Genossenschafts- 
Imperialismus. Von Dr. Karl Hoffmann. Leipzig 
1917. Verlag von Fr. Wi Ih. Grunow. Preis 3.— . 

Einführung. — Begriff der Weltwirtschaft. — Industri- 
alisierung. — Die Funktionsweisen der Industrie. — Das 
sich selbst genügende Rohstoffgebiet. — Kolonialsystem 
und Merkantilismus. — Wirtschaftsorganische Macht. 


Europa vor der Verarmung. Beiträge zur Oekonomie 
des Weltkrieges. Von Martin Koch. Leipzig- 
Schleussig. Buchverlag Richard K ü h n. Preis — 80. 


Verschwendung im Handel. Von A. C. M. Ri e c k. Heft 
2 der Schriftenreihe „Deutsche Gemeinwirtschaft“. Jena 
1917. Verlag Eugen Diederich. 

Vorbemerkung des Herausgebers. — Stellung des 
Handels in der Wirtschaft; die Ueberfüllung des Handels- 
berufs und ihre Folgen. — Bilder und Beispiele aus der 
Anarchie im Kleinhandel. — Wirtschaftsordnung statt 
Wirtschaftswillkür! — Ergebnis. 


Das Reichswirtschaftsamt als Gesamtvertretung der 
Interessen von Industrie und Handel im Frieden und im 
Kriege vonDr.W. Krienen , Handelskammersyndikus, 
G. Braun’sche Hofbuchdruckerei und Verlag. Karls- 
ruhe j. B. 1917, Preis —,80 . 


Flämisch für alle Deutschen. Eine Anleitung zum 
leichten Erlernen der flämischen Sprache. Von Dr. 
Heinrich Verbeek. M.-Gladbach 1917. Volks- 
vereinsverlag G. m. b. H, Preis # 1,60. 

Vorwort. — Ausdrücke der Sprachlehre aus dem üb- 
lichen Lateinischen in das Deutsche und Flämische über- 
setzt. — Einige Bemerkungen zur Aussprache des Flä- 
mischen. — Verwandte Beziehungen zwischen Deutsch 
und Flämisch. — Das Wichtigste aus der Sprachlehre. 
— Die Rechtschreibung. — Flämische Lesestücke und 
Gedichte, 


Der Bau des Wohnhauses. Von Paul Schultz e, 
Naumburg. Band 1. Verlag von Georg D. W, 
Callwey. München 1917. Preis geheftet A 6.—. 
gebunden o% 7.50. 

I. Band. Die Materialien und die Methoden des 
Aufbaues und des Ausbaues. — Die Installation. — Der 
Organismus des Hauses. — Die Situierung, Gruppierung 
und Grundrisslösung. 

II. Band. Die Formengebung. — Von der inneren 
Einrichtung. — Der Garten. — Vom Architekten und 
Geschäftliches. 


Schriften der Deutschen Gesellschaft für soziales 

Fecht. Herausgegeben von Landesrat a. D. Dr. B. 
Schmittmann, Professor der Sozialpolitik an der 
Handelshochschule in Köln. Verlag von Ferdinand 
Enke in Stuttgart 1917. Preis M£ 1.—. 

2. Heft. Soziale Rechiseinrichtungen in Bielefeld 
von Dr, Alfred Bozi, Richter in Bielefeld. 

Bismarcks Erbe in der Reichsverfassung. Von 
Dr. Erich Kaufmann, o. ö. Professor der Rechte 
an der Universität Berlin. Berlin 1917. Verlag von 
Julius Springer. Preis # 2.80. 

Einleitung. — Der Krieg als Verfassungskrieg, — 
Ausgangspunkt und historisch-politische Methode, — Der 
Liberalismus und die Gedanken der Einheit und Freiheit. 
— Bismarcks Stellung zu den Problemen der Einheit und 
Freiheit, — Bismarcks Föderalismus. — Der konstitu- 
tionelle Gedanke im Amendement Bennigsen und seine 
Grenze, — Die Bedeutung der Stellvertretungsämter und 
der Präsidialvorlagen. — Das Kaisertum, — Der Bundes- 
rat und sein Verhältnis zum Reichstage. — Die bundes- 
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staatliche Kompetenzgestaltung und der Parlamentarismus. 
— Die Inkompatibilität von Reichstags- und Bundesrats- 
mitgliedschaft. — Preussen und Deutschland. — Die Ge- 
fahr eines Dualismus. — Schlussbetrachtung. 


Handwörterbuch der Kommunal- Wissenschaften. 

Herausgegeben von J. Brix, H. Lindemann, O. Most, 
H. Preuss, A. Südekum. Lieferung 7. Kommunal- 
politik — Krankenpflegepersonal. Jena 1917. Verlag 
von Gustav Fischer. Preis #% 


Zur österreichischen Finanzpolitik. Rede, gehalten 
in der 16. Sitzung des Herrenhauses vom 26. Oktober 
1917 von Dr. Rudolf Sieghart. Wien 1917. Verlag 
der Manzschen k. k. Hof-, Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung. Preis 80 h. 

Gold oder Papier? Ein Beitrag zur Währungs- und 
Valutafrage. Von Dr. rer. pol. Herbert Kann, 
Essen-Ruhr. Heft 23. Kriegsbefte aus dem Industrie- 


bezirk. Essen 1917. G. D. Baedeker, Verlags- 
handlung. Preis Æ 1.40. 
Die Tide. Nord westdeutsche Monatshefte. Freisen- 


Verlag: Ad. Heines Buchdruckerei und Verlags-An- 
stalt, Wilhelmshaven. Preis Einzelheft % —.90. 


Die deutsche Diplomatie. Wie sie ist, wie sie sein 
sollte. Von Dr. jur, H. Schlieben, Reichskonsul a. D. 
— bis 1914 iu Belgrad (Serbien) — Zürich 1917. 
Verlag: Art Institut Orell Füssli. Preis % 1.—., 

Ein Reichstagsausschuss für auswärtige Angelegen- 
heiten. — Diplomatie und Volksideale. — Geschichtliche 
Entwickelung der Diplomatie und Reformvorschläge, — 
Beaufsichtigung der auswärtigen Geschäftsführung bei 
anderen Völkern. — Moral und Unmoral in der aus- 
wärtigen Politik“ 


Der Aktienmantel. Von Dr. Heinrich Schreiber. 
Mit einem Anhange: Aufstempelung. Von Dr. Emil von 
Hoffmanns thal. Wien 1917. Manz’sche k. u. k. of-, 
Verlags- und Universitätsbuchhandlung. Preis K. 1,50. 

A. Aktienmantel. — Das Wesen des Aktienmantels 
und die Aktienrechte. — Die Legitimationswirkung des 

Aktienmantels. — Die Aenderung des Aktienmantels. — 

Aktienmantel und Aktienpflichten. — Die Spielarten des 

Aktienmantels. — Die Gebühren des Aktienmantels. 

Der Aktienmantel und die Realisierung der Aktienrechte. 

B. Aufstempelung: Das Recht auf Aktienstempelung. 


Der Rechtsgrundsatz der Gleichmässigkeit im 
Preussischen Kommunalabgaberecht und seine 
Verletzung als Ungültigkeitsgrund kommunaler 
Abgabenordnungen und Steuervereinbarungen. 
Von Dr. Fritz Haussmann, Rechtsanwalt am 
Kammergericht. Berlin 1917. W. Moesers Buch- 
handlung, Hofbuckh.Sr. Majestät des Kaisers und Königs. 

Preis oÆ 5.— (zuzüglich 25 96 Teuerungszuschlag). 

Der Grundsatz der Gleichmässigkeit der Besteuerung 
als ökonomische Maxime und als Rechisprinzip. — All- 
gemeine Eniwickelung des Systems der Gleichmässigkeits- 
grundsätze im Kommunalabgabenrecht. — Die grundsätzliche 

Verletzung der Gleichmässigkeit der Abgabenerhebung. — 

Die Verletzung der Gewährleistung der Gleichmässigkeit. — 

Die mittelbaren Verletzungen des Grundsatzes der Gleich- 

mässigkeit. — Die Ungleichmässigkeit vor dem Gesetz 

(insbesondere das Schätzungsproblem). — Das, Verein- 

barungsproblem im Kommunalabgabenrecht. — Die Wieder- 

herstellung der Gleichmässigkeit. 

Die Wertzuwachsabgabe. Abgabeordnung betreffend 
die Einführung einer Gemeinde-Abgabe vom Wertzu- 
wachse von Liegenschaften im Gebiete der k. k. Reichs- 
haupt- und Residenzstadt Wien (vom 19. August 1916, 
LGBL Nr. 108) nebst Anhängen, enthallend die Durch- 
führungs- und Vollzugs vorschriften, das Fristen- und 
Verjährungsgesetz usw. Erläutert aus den Gesetzmate- 
rialien, aus der Literatur und der Rechtsprechung, samt 


Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes. Heraus« 
gegeben von Dr, Hugo Morgenstern, Hof- und 
Gerichtsadvokat in Wien. Wien 1917. Manz’sche k. u. k. 
Hof-, Verlags- u. Universitätsbuchhandlung. Preis K. 3.— 
Abgabeordnung, betreffend die Einführung einer Ge- 
meindeabgabe vom Wertzuwachse von Liegenschaften im 
Gebiete der k.k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wi n. 
fortlaufender Text. — Uebersicht von Entscheidungen de 
V. G. H. über Nebenleistungen zum Kaufpreis gemïss 
§ 50 G. G. und Tarifpost 65, Anm. 1 des G. G. — Ueber- 
sicht von Entscheidungen des V. G. H. über Stenerbinter- 
zichung zu $ 238 P. St. G. — Verordnung des k. k. n.-ö. 
Statthalterei zur Vollziehung der Abgabeordnung (Vollzugs- 
vorschrift). — Fristengesetz (Gesetz vom 19. März 1876 
R. G. Bl. Nr. 28), betreffend die Bestimmung der Fristen 
zur Geltendmachung der Rechtsmittel gegen die Entschei- 
dungen und Verfügungen der Organe der Finanzyerwal- 
tung. — Verjährungsgesetz (Gesetz vom 18. März 1876 
R.G. Bl. Nr. 31), betreffend die Verjährung der direkten 
Steuern, der Massen- und Freischurfgebühren, der Ver- 
zehrungssteuer, Taxen, Stempel- und unmittelbaren. Ge- 
bühren. — Gebührenrechtliche Behandlung gerichtliche 
Schätzungen zur Ermittelung der Wertzuwachsabgabe 
(Finanz-Ministerial-Erlass vom 28. November 1916, Ge- 
bührenbeilage 2 zum Fin.-Min.-Vdg.-Bl.). 


Geld-, Bank- und Börsenwesen. Eine gemeinver- 
ständliche Darstellung von Prof. Dr. Georg Obst 
Bankdirektor a. D. Leipzig 1917. Verlag von Carl 
Ernst Poeschel. Preis geb. / 6,80. 

Geld und Geldsurrogate. Ursprung und Ent- 
wickelung des Geldes. — Funktionen des Geldes. — Das 

Münzsystem. — Die Währungsfrage. — Geldsurrogate, 

— Banken und Bankgeschäfte. Skizze der geschicht- 

chen Entwickelung des Bankwesens. — Arten der Banken. 

— Passivgeschäfte der Banken. — Aktivgeschäfte der 

Banken. — Die indifferenten Geschäfte der Banken. — 

Staatsinstitute. — Organisation der grossen ausländischen 

Notenbanken. — Börse und Börsengeschäfte, 

Skizze der geschichtlichen Entwickelung der Börse. — 

Arten der Börse. — Organisation der Börse. — Zulassung: 

von Wertpapieren zum Börsenhandel. — Arten der an der 


Börse gehandelten Wertpapiere. — Der Börsenauftrag. —- 
Die Kurse, — Arten der Börsengeschäfte. — Arbitragen. 
— Die wichtigsten ausländischen Börsen. — Literatur- 
übersicht. 


Mitteleuropäische Wirtschaftsvereine in Deutsch- 
land, Oesterreich und Ungarn. Verbandlungen der 
Mitteleuropäischen Wirtschaftskonferenz in Budapest 
1916. Budapest 1917. Viktor Hornyänszky, kais. u. 
kön. Hofbuchdruckerei., Preis cÆ 10,—. : 

Die Frage der Rechtsannäherung. — Die Gestaltung 
des Eisenbahn-Güterverkehrs und der Eisenbahn- Güter- 


tarife. — Die Frage der Binnenschiffahrt auf den natür- 
lichen Wasserstrassen und der mitteleuropäischen Kanäle. 
— Die Frage der gemeinsamen Handelspolitik. — Leit- 


sätze und Berichte der Referenten. 


Wert und Geld. Grundzüge einer Wirtschaftslehre. 
Von Dr. Ludwig Stephinger, a. o. Professor dei 
Universität Tübingen. Tübingen 1918. Verlag von 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis / 9,90. ` 

Der Ausgangspunkt der Wirtschaftslehre. — Der 

Wert. — Der Preis. — Das Wirtschaften. — Das Geld 

— Das Kapital. — Die Wirtschaftslehre, ji 


— Sn nn 
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auslosbar mit 110% bis 120%, 

Zur Beſtreitung der durch den Krieg erwachſenen Ausgaben werden 
weitere 5% Schuldverſchreibungen des Reichs und 4½0% Reichsſchatz⸗ 
anweiſungen hiermit zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. 

Das Reich darf die Schuldverſchreibungen früheſtens zum 1. Oktober 
1924 kündigen und kann daher auch ihren Zinsfuß vorher nicht herab- 
ſetzen. Sollte das Reich nach dieſem Zeitpunkt eine Ermäßigung. des 
Zinsfußes beabſichtigen, ſo muß es die Schuldverſchreibungen kündigen 
und den Inhabern die Rückzahlung zum vollen Nennwert anbieten. 
Das gleiche gilt auch hinſichtlich der früheren Anleihen. Die Inhaber 
können über die Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen wie über 
jedes andere Wertpapier jederzeit durch Verkauf, Verpfändunguſw.) verfügen. 

Die Beſtimmungen über die Schuldverſchreibungen finden auf die 
Schuldbuchforderungen entſprechende Anwendung. 
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